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Am Sonntag, den 23. März fand in Cöthen eine
Konferenz der Vertranensleute des
Bergarbeiterverbandes für den Bezirk Halle
ſtatt, die ſich vornehmlich mit dem verfloſſenen General
ſtreik beſchäftigte. Jm Gegenſatz zu der wilden Berg-
arbeiterkonferenz, die am 23. Februar den General
ſtreik beſchloß, war dies eine ordnungsmäßig
einberufene und von den tatſächlich gewählten
Vertrauensleuten der Bergarbeiter be-
ſuchte Tagung, an der auch eine ganze Anzahl Dele-
gierte teilnahmen, die am 23. Febrnar in Halle nicht
gegen den Generalſtreik geſtimmt hatten. Auf
der Konferenz wurde eine

vernichtende Abrechnung

mit denen gehalten, die die Arbeiter irregeführt, ihre
berechtigten Forderungen zu politiſchen Zwecken miß-
braucht haben. Was wir an dieſer Stelle zu wieder
holten Malen klar umriſſen geſagt haben, daß man die
Bergarbeiter über die Verhandlungen mit der Regie-
rung am 14. Febrnar falſch unterrichtet hat, daß man
ihnen geſagt hat, ſie müßten um die Anerkennung der
Betriebsräte kämpfen, während dieſe ſchon vor dem
Kampfe von der Regierung grundſätzlich anerkannt
waren, wurde auch mit unwiderleglicher Dentlichkeit
anf dieſer Konferenz geſagt und fand

die Zuſtimmung der Bergarbeiter,
denen die Augen aufgegangen ſind über das Gebaren
derjenigen, die den Streik weollten, um durch ihn ihre
politiſchen Ziele zu verwirklichen. Um die Negierung
zu ſtürzen, um die Aufrichtung einer Sowſet- Republik
zu erzwingen, für deren Durchſetzung man den Augen-
blick angeſichts der ſcheinbar günſtigen Entwicklung in
Bayern für den geeignetſten hielt, wurden die
arbeiter in den Kampf gehetzt, mußten die Axbeiter
ſchwere finanzielle Opfer und Opfer anderer Art brin-
gen, mußten alle die Erſchwerniſſe eines vierzehntägigen
Generalſtreiks auf ſich nehmen, um dann nachher zu
erfahren, daß alle die Opfer umſonſt gebracht waren,
denn

nichts wurde erreicht,

nichts konnte den Arbeitern von den „Führern“ als
Ergebnis, als „Erfolg“ von den Verhandlungen ge
bracht werden, als die Anerkennung der Betriebsräte,
die aber auch nicht erſt durch den Streik, ſondern ſchon
lange vor ihm von den zuſtändigen Stel-
len zugeſagt war.

Nun wo Klarheit geſchaffen worden iſt, wo auch die
Bergarbeiter, die in den Streik zogen in dem Glauben,
eine berechtigte Sache erſt er kämpfen zu müſ-
ſen, die Wahrheit erfuhren, wo trotz all der demago-
giſchen Kunſtſtückchen und Verdrehungsverſuche der
Streikmacher das tatſächliche Bild ſich zeigt, da
geben auch

die Bergarbeiter des halliſchen Bezirks ihrer
Empörung Ausdruck

und verurteilen die Art, wie man ſie gebraucht hat. Wir
konnten bereits ausführlich darlegen, wie die Berg-
arbeiter des Meuſelwitzer Bezirks und des Anhalter
Reviers über dieſen Generalſtreik denken, beſonders
wichtig und bezeichnend iſt aber doch das Urteil der
Bergarbeiter des halliſchen Bezirks. Nach einer ein
gehenden Ausſprache wurde auf der eingangs genann-
ten Bergarbeiterkonferenz am vergangenen Sonntag
folgende Reſolution

mit 61 gegen 9 Stimmen angenommen:
Die am 23. 3. 19 in Cöthen tagende Bezirkskonferenz des

Verbandes der Bergarbeiter beſchließt:
Die heutige Konferenz ſtellt mit Bedauern feſt, daß die

Delegierten der am 23. 2. 19 in Holle a. S. tagenden Konſerenz
gröblich belogen und betrogen wurden. Der
Generaiſtreikbeſchluß wäre nicht gefaßt woer-den, wenn die Delegierten über das Ergebnis der Verhand
lungen vom 14. 2, 19 in We'mar unterricht et und die
Vereinbarungen mit der Reichsregierung be-
kanntgegeben wurden. Die Konferenz verurteiltentſchieden dieſe v wrrrnh Sſaundlungs weiſe
unverant wortlicher politiſcher Drahtzieber
und wird in Zukunft eine Wiederholung ſolcher arbeiterſchädi
gender Beſchlüſſe zu verhindern wiſſen. Die Teilnehmer ver
pflichten ſich. in Zukunft nur Konferenzen zu be tie
ſeitens der zuſtändigen gewerkſchaftlichen Organiſctionen ein
berufen werden. Der Bergarbeiterverband ſt auch für die
Zukunft die einzige Vertretung dez wirtſchaftlichen Tnkereſſen
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Ein reinigendes Gewitter.
Klarer und ſchärfer konnte die Abſage an die

„gewiſſenloſen politiſchen Drahtzieher“
nicht erfolgen, und dem Volksblatt, daß über dieſe
Konferenz bereits geſtern berichtete, iſt das Exgebnis
mächtig auf die Nerven gefallen. Es
bringt einen Bericht über die Tagung, der in echter
Volksblatt-Manier die Dinge auf den Kopf ſtellt und
daß, was ihm nicht in den Kram paßt, einfach wegläßt.
So unterſchlägt das Volksblatt die wichtige Reſolution
vollſtändig, redete nur von Reſolutionen, die man mit
9 gegen 3 Stimmen angenommen hat. Wenn
etwas nicht geht, wie es die Volksblatt Herren wollen,
iſt natürlich „Schiebung“ gemacht worden; in dieſem
Falle wurde die Konferenz mit den Reſolutionen
„überrumpelt“ und „der größte Teil der
halliſchen Delegierten war abgereiſt“.
Tatſächlich haben von den 71 Delegierten, die auf dieſer
Tagung waren, 70 über die Reſolution abgeſtimmt, nicht
nur 12, wie das Volksblatt glanben machen will, und
von dieſen 70 haben

61 für und nur 9 gegen die Verurteilung des
Generalſtreiks

geſtimmt. Für die „gewiſſenloſen politiſchen Draht-
zieher“ allerdings ein recht herbes Urteil, daß „nmzus
bringen man allen Grund hat. Die Art, wie das
Volksblatt das „Umbringen“ beſorgt, iſt geradezu „glän
zend“ und beweiſt wieder mal, daß das „unabhängige“
Organ nicht herauskommt aus dem ewigen Kriegszu
ſtand, in dem es mit der Wahrheit lebt, zeigt aber

hoch es ſeine publiziſtiſchen Pflichten
n e

arbeiter dafür ſorgen, daß in den Reihen ihrer organi
ſierten Kameraden Klarheit wird, und daß der letzte
Bergarbeiter erfährt, was dieſer Streik war,

eine Jrreführnng, eine Täuſchuug
aller derer, die frendig das Letzte einſetzen wollten fer
die Durchſetzung ihrer berechtigten Forberungen. Uns
warf das Volksblatt in den erſten Tagen nach dem
Streik vor, wir hetzten gegen die „Arbeiterführer“, weil
wir das Gebaren der „gewiſſenloſen politiſchen Draht
zieher“ brandmarkten. Hier ſprachen

die Arbeiter ſelbſt das Urteil,
und es fiel genau fo aus wie das unſerige zu jener
Zeit. Schon jetzt wird es keinem denkenden
Arbeiter mehr zweifelhaft ſein, wer Verrat an den Ar
beiterintereſſen übt, und bald wird auch der letzte Arbei
ter erkennen, daß diejenigen, die den Mund nie voll
genug nehmen können und unbekümmert um Tatfäch
lichkeiten goldene Berge verſprechen, feine

falſchen Freunde ſind, die der Arbeiterſchaft, ob nun be
wußt oder unbewußt, materiell und ideell ſchaden. Letz
ten Endes ſind eben die Tatſachen doch ſtärker als alle
ſchönen Worte und aus dem allergrößten Wuſt von
Verdrehungskunſtſtücken ringt ſich die Wahrheit durch.
Auch in den Schichten der unabhängig orientierten Ar
beiterſchaft beginnt es zu dämmern, und die Konfe-
renz der hallkſchen Bergarbeiter und
ihr Ergebnis wird mit dazu beitragen

Klarheit zu ſchaffen.
7

Ueber den Verlauf der Konferenz ſelbſt iſt folgendes zu be
richten

trauensleute des Bergarbeiterverbandes für den Bezirk Halle
ſtatt. Die Konferenz war von 71 Delegierten befucht.

Garbe eröffnete 838 Uhr die Sitzung. teilte mit, der
Kamerad Sach ſe an der Konferenz teilnehnwn würde und ſchlug
als Leitung der Konferenz drei Mitglieder der Bezirkskommiſſton
vor. Es ſetzte nun zunächſt eine äftso ein,
ob der Steiger Peters, welcher ſich als Deleg des Be
zirksBergarbeiterRates vorſtellte als Dekegierter an der Kon
ferenz teilnehmen könne. Nach heftiger Debatte wurde Peters
als Gaſt zuge

Die Tagesordnung lautete!
1. Bericht der Bezirksleitung.
2. Stellungnahme zur Eeneralperſammlung.3. Verſchiedenes.
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3. Jahrgang

einmal das angebliche Beweismaterial gegen ſeine Unwürdig
beit vorzulegen. Undeutſch berichtete hierauf über die Ein
leitung und den Verlauf des letzten Generalſtreiks. Er
wies darauf hin, daß die Delegierten auf das gröblichſte belogen
worden ſeien und gab das Ergebnis der Verhandlung zwiſchen
Regierung und Arbeitervertretern vom 14. Februar 1919 und
5. März 1919 bekannt. Gewiſſenloſer iſt wohl noch
niemals mit dor von tauſenden braverArbeiter und ihrer Familien geſpielt worden.

der folgenden Debatte gaben die Redner durchweg zu, daß
es ſich bei dem Generalſtreik in der n e um einen poli-
tiſchen Kampf gehandelt habe. Alle uld für den kläg-
lichen Ausgang wurde ſeivſtrerſtändlich der Regierung und den
Verbandsangeſtellten in die Schuhe geſchoben. Alle Angriffe gegen
Garbe waren entweder kleinlicher perſönlicher Kaatſch oder An
alte Haltung. Letzteres war ſelbſtverſtänd

e Hauptſache.
Als Gaſt erhielt Steiger Peter s das Wort, der das Gaſt

recht dazu benutzte, eine 1ſtündige politiſche Hetzrede zu halten
Der junge Mann te ſich auch hier nicht. dieſelben groben
Lügen, die ihm ſchon wiederholt nachgewieſen waren, erneutvorzutragen. Trotzdem Undeutſch am Tage nach dem General
ſtreilbeſchluß ſofort in der Braunſchweiger Regierung feſtgeſtellt

tte, daß keinerlei Zuſtimmung G treik gegeben war, be
uptete Peters wiederum, der Volksbeauftragte Sepp Oerter
be die beſtimmte m daß Braunſchweig ſich am

eralſtreik beteilige. Da Oerter ausdrücklich jede Zuſtimmu
beſtritten, liegt es jetzt an Peters, wer geſchwindehat. Zum Schluß forderte Peters die Delegierten u We Räte-

republik zu errichten. Hedermann-Froſe erklärte, daß der
Generalſtreik ſchon am Vorabend der halleſches
Konferenz be ſchloſſene Sache wax. Jrngenieur
R hebe auf Beftagen, wer denn die Koſten des Streikes
trage. ertlärt: „wenn wir den Streik gewinnen, muß die Regierung

Sachſe ging noch einmal auf die ganze Vorgeſchichte der
Vor ein und wies an Hand amtlichen Materials nach,

der Streik tatſächlich ſfrivol vom Zaune ge
brochen war. Das Räteſfnſtem war von der Regierung zuge

daß es wirklich keinerlei Druckmittel bedurfte, um die
erung vorwärts zu treifrn. Redner ſchilderte die furcht

baren Vorkommniſſe im Ruhrgebiet und wies darauf hin, daß
ſich bisher 79 ſoweit es ſich um Sozialiſierung der Ve

handelte, auf den Standpunkt des Vorſtandes geſtellt
7Bezug das Militär t die Verbandsleitwenn de ne 6

hrer rigenen Klaffengenoſſen militärtſch ge
e ial Garbe muß er alvorlie aterial gegen Garbe muß er alsn und kann r erklären, daß der S

h keres Material beigebracht wird, nicht gegen Garbe
ann.

t 61 gegen 9 Stimmen wurden hierauf folgende Ent
gangenommen:

1. am März 1919 tagende K in Cöthen hat
von den Anklagen gegen den Bezirksleiter Garbe Kenntnis ge
nommen und erklärt mit Bedauern, daß es ſich um unkontrolb
bare Gerüchte handelt, die in keiner Weiſe dargetan haben, daß
Garbe nicht immer ſeine volle Pflicht als Verbandsangeſtellter

tan Es r des Verbandes nicht ſoweit kommene itglieder r Angeſtelle wegen ihrer politiſchen An
laſſen genoſſen gemaßregelt werden.

itartikel abgedruckte lution über des

Dieſes Reſultat hatte Herr ers mit ſeinen Getreuen nichterwartet und er beſaß als r die Frechheit, gegen die Abſtim

m zu proteſtieren.um iten e der Tagesordnung berichtete Undeutſch
kurz über die bevorſtehende Delegiertenwahl zur Generolverſamm
lung und teilte die Kreiseinteilung mit. Sachſe erklärte, daß der

nd den Antrag des hieſigen Bezirks, vier Delegierte mehe

von den eigenen
J ie oben im

tſenden dü i verſa Dei e Winſche a
andern Bezirken lommen, durch ihre Stärke arbeitsunſähtg
werden.

Rach ei lußwort des Kameraden Andedie rer e geſchioſen Andetg, war

Wein wir nicht unterzeihnen.

Genoſſe Eduard David, Mitglied der e
rung und der für Paris beſtimmten Friedensdelegation,
hat dem Vertreter des Temps in Weimar erklärt:
„Keine deutſche Regierung wird es unternehmen, das
politiſche und wirtſchaftliche Todesurteil Deutſchlands

er ngungen eine langſame roſſelung der Kräftedes Landes vorbereiten n. Der Le beſchäft
manſt denn auch n mit der Frage, machen

olle, De land ter et.ben Vorſchlag die r



Das franzöſiſche Regierungsorgan geht alſo von der Nur ſo kann der Vo smus in An erklärtaus, daß im Falle der Nichtunterzeich- We et bovn
nung die Blockade, der Hungerkrieg, gegen Deutſchland
mit voller Stärke wieder einſetzen würde. Ob das aber
der Fall wäre, ſcheint doch noch nicht ſo ganz ausgemacht.
Die Entente verfügt bisher für den Fall der Nichtunter
zeichnung noch über amesgramm. Wenn man bedenkt, daß die Ent
jegt bald ſchon ein halbes W miteinander verhaude
um über ihre Kriegszlele einig zu werden, und da
dieſen Verhandlungen immer nene Meinungs
denheiten auftauchen, ſo kommt man zur Annabme, daß
die Vereinbarung eines gemeinſamen V hens gdas nicht unterzeichnende Deutſchland gar nicht ſo ein
fach wäre.

Wenn Deutſchland nicht unterzeichnen ſollte, ſo
würde es deshalb nicht unterzeichnen, weil die ihm vor
gelegten e gungen dem amerikaniſchen Programm
nicht entſprechen. Einen der im Geiſte
der 14 Pankte Wilſons gehalten wäre, iſt Deutſchland
jeden e z unterzeichnen bereit.

Es iſt kennzeichnend, daß ſelbſt der Temps für den
Fall der Ablehnung der Friedensbedingungen dur
Deutſchland eine militäriſche Beſatzungsoperation nicht
vorzuſchlagen wagt. Warum, wird er wohl ſelber
wiſſen, denn er kennt ja die Zuſtände in der franzöſiſchen
Armee und im franzöſiſchen Volke beſſer als wir. Für
uns iſt ſeine Haltung ein Beweis mehr dafür, daß die
Franzoſen nicht mehr marſchieren wollen.

heit,Der Vorſchlag des Temps verrät die Verle
in der ſich der franzöſiſche Chanvinismus befindel. Uns
kann er nur zeigen, das wir auf dem rechten Wege ſind,
wenn wir nicht alle ren der Entente unbe-

en unterſchreiben wollen. Auch für uns, niemand
oll das verkennen, brächte die Nichtunterzeichnung ein

PDie „Volksstimme
ladet bei Beginn des neuen Quartals zum

Abonnement ein,

Jhr alle, die Jhr noch nicht unſere ſtändigen
Leſer ſeid

erhebliches Riſiko mit ſich. Aber, wer nicht wagt, der
zicht gewinnt.

Der Umfturz in Ungarn

Von dem in Berlin weilenden Vertreter eines großen
Budapeſter Blattes wird den P. P. N. über die Stimmungs-

ktoren, die jetzt zum Umſturz in Ungarn führten, folgende
Ritteilung gemacht: Für jeden Kenner der ungariſchen Ver

hältniſſe war es klar, daß in den letzten Wochen die Lage
einer verhängnisvollen Kataſtrophe zutrieb. Die unausge
ſetzten Peinigungen durch die Entente haben das Maß über
laufen laſſen und zu einer exploſiven Eittladung SBei Ausbruch der ungariſchen Revolution war allenthat n

die Stimmung durchaus ententefreundlikch, nicht zuletzt dank
der Politik des Grafen Karolyi, der einmal über glänzende
S Beziehungen zum Verbande verfügte und anderer
eits auch während des ganzen Krieges eine ſtark zur Entente
hinneigende Haltung eingenommen hatte.

Aber ſchon mit Abſchluß des Waffenſtillſtandes kam die
Enttäuſchung. Unter der im Waffenſtillſtandsvertrage vor
zeſehenen Beſetzung beſtimmter ungariſcher Gebietsteile hatte
nan die Beſetzung durch engliſche, franzöſiſche, amerikaniſche
Truppen verſtanden. Statt deſſen kamen die Rumänen und
drangen bis zur Thyß vor, die Serben beſetzten Südungarn
bis Szegedin, die TſchechoSlowaken Oberungarn, alſo alles
Todfeinde der ungariſchen Nation. Es folgten fortwährende
Ueberſchreitungen der Demarkationslinien durch die Truppen
kontingente der Veſatzungsmächte.

Bei dieſer Lage der Dinge waren innerpolitiſch bald die
ößten Schwierigkeiten für die Regierung unausbleiblich.
ahrungsmangel, Kohlenmangel, Verkehrsſchwierigkeiten,

Arbeitsloſigkeit infolge überſtürzter Demobiliſierung, das
war der Nährboden für die junge bolſchewiſtiſche Bewegung,
von der vor zwei Monaten in Ungarn noch kein Menſch etwas
hatte wiſſen wollen. Der prominenteſte Führer der volſche
wiſtiſchen Bewegung iſt Dr. Bela Kuhn, der in dem interi-
wiſtiſchen revolutionären Regierungsrat das Volkskommiſſa-
riat des Aeußeren übernommen hat. Er machte als Kriegs
gefangener in Moskau die Bekanntſchaft von Lenin und
Trotzki und war ſeinerzeit von ihnen auserſehen, die S
wiſtiſche Bewegung in Deutſchland zu organiſieren. Später
änderte Lenin ſeinen Entſchluß und ſandte ihn nach Ungarn.
Hier verhandelte Kuhn zunächſt mit der ſozialiſtiſchen Partei,
fand aber keine Gegenliebe. Darauf ging er an die Grün-
dung einer eigenen ungariſchen Kommuniſtenpartei, ſchnitt
aber bei dem letzten Budapeſter Kommuniſtenaufſtande ſehr
übel ab und wurde im Gefängnis von erbitterten Polizei-
beamten furchtbar zugerichtet. Wenn jetzt er und ſeine Partei
Oberwaſſer hat, ſo heißt das, daß die Zerrüttung des Landes
durch die maßloſe Gewaltpolitik der Entente in den letzten
Wochen reißende Fortſchritte gemacht hat und die ſtark mit
Sozialiſten durchſetzte Regierung unter der Präſidentſchaft
Karolyis an Macht und Autorität ſtündlich Einbuße erlitten

kommt zu uns
Allein von dem Gedanken geleitet, der ſozia
Uſtiſchen Jdee zum Siege zu verhelfen, das ge
ſamte Volk als ſonveränen Herrſcher ſeiner ſelbſt
anzuerkennen, ſind wir beſtrebt durch ſchnelle
Berichterſtattung auf allen Gebieten und ge
treue Verfechtung unſeres Patteiſtandpunktes

das Blatt des aufgeklärten
Arbeiters

und Sozialiſten zu ſein. Denkt an die Verge
waltigung der Preßfreiheit durch die Ungaß-
hängigen, denkt daran, was uns von ihnen

trennt:

Hier Arbeit und Aufbau
dort Trümmer u. Spiſitter!

Werbt der „Volksstimme“
neue leser!

Bezugspreis: Monatlich 1,25 Mk. frei Haus,
ſonſt 1,15 Mk. Bei den Poſtanſtalten: 3,75 Mk.

vierteljüährlich.

rbei-
geſabrt, in welchem das deutſche Volk ſich jetzt befindet.“

nd die feudal-diktatoriſche Weltanſchauung, die der
zugrunde lag,
der Millionen

Krüppel, Witwen und Waiſen, die ſie auf dem Gewiſſen

Regierung zugrunde liegt, hat all das Elend

„Politik“ der ehemaligen Regierun
meine Herren? Wenn der Anbli
hat, ihre hartnäckigen Vertreter immer noch nicht ge
zwungen hat, in Sack und Aſche einherzugehen und zu
ſchweigen, ſo ſollen ſie wenigſtens wie wir aufatmen
in dem friſchen Luftzug, der in den muffigen Amts-
ſtuben einer glücklich überwundenen Zeit ſich endlich
anfängt bemerkbar zu machen.

Verwahrung der ſozl edere ſchuß der Nationalverſamml
Berfaſſungsausſchuß der NationalverſammlungMontag Der ſtellvertretende Vorſitzende Dr.

ck e namens ſeiner Freunde die folgende
rung ab „Jn beiden ten Sitzungen der
iſ ammlung vom 21. und 22. dſind von verſchiedenen Seiten Außerungen über

den Beſchluß unſ rfaſſungsausſchuſſes zur Glie-
derung Les Reichs gefallen, gegen die meine Freundeund ich bei der erſten ſich bietenden Gelegenheit ſchärfſte

n Qperrle en für nötig halten. Der deutſch-
nationale Abgeordnete Linz hat von unſerem Beſchluß
als von einer „unerhörten Majoriſierung- Preußens“,
der Unterſtaatsſekretär Dr. Freund von „einer Ver-
gewaltigung Preußens“, die in Weimar beſchloſſen
worden ſei, geſprochen. Und der preußiſche Miniſter-

Hirſch ſagte zu unſerem Beſchluß, daß „der
i der Entente laute Freude erwecken müßte“, die

preußiſche h werde o tatkräftig bemühen, ihn
„szu Fall“ ringen; außerdem wurde unſer Beſchluß
mit den Beſtrebungen vermengt, und ihnen gleichge-
tellt, die angeblich oder wirklich auf eine Losreißung

er ſstetle vom r Reiche hinauswollen.
Schon die Form dieſer Angriffe geht weit über das
Maß hinaus, das die Parlamente der aus ein und der-
ſelbe olksbewegung entſtandenen deutſchen Geſamt-
r lik für ihre rege Kritik beachten ſollten.Aber auch der Inhalt der erwähnten Außerungen iſt

völlig unzutreffend. Unſer Beſchluß iſt von dem ehr-
lichen Beſtreben beſeelt, unter einer nach Möglichkeit
verſtärkten Reichsgewalt nicht eine Zerreißung oder
Aufteilung des Reiches oder Preußens, ſondern einen

demokratiſchen Grundſätzen und nach dem Willen
der Bevölkerung anzuſtrebende gleichmäßige Gliederung
des Reichs in große Selbſtverwaltungsgebiete anzu
bahnen. Wir weiſen alſo die durch nichts begründeten
Angriffe in der preußiſchen Nationalverſammlung mit
aller Entſchiedenheit zurück.“ Hierauf ging der Ans-
ſchuß über zur Beratung der Zoll- und Steuerfragen.

Uncghhängig von der Wahrheit!

Die U. S. P. haben geglaubt, mit der Sozialiſie-
rungsfrage einen reichen ichzrſt machen zu können.
Was iſt nicht alles gerade in dieſer Frage den Mehr-
heitsſogialiſten in die Schuhe geſchoben worden und mit
welchen Lügen iſt vonſeiten der Gegner der Mehrheits-
ſozialiſten operiert worden. Es hat alles nichts genützt.
Die letzten Wahlen r wiederum gezeigt, daß die
übergroße Mehrheit der Arbeiter die brudermördernde
Taktik der U. S. P. ablehnt.

Das Hauptorgan der U. S. P., die Berliner Frei-
heit, veröffentlicht unter dem Titel „Sozialiſierungs-
rummel“ nachſtehende Notiz:

Ueber die Pläne der Reichsregierung ſchreibt eine Wirtſchafts
korreſpondenz: Jn welcher Weiſe die Regierung beabſichtigt, ihre
Sozialiſierungsvorſchläge ernſt zu nehmen, beweiſt eine ver
trauliche Jnformation, die ſie der Preſſe hat zukommen
laſſen. Darin wird an die gehorſame Preſſe die Warnung ausge
ſprochen, die Behandlung des Sozialiſierungsgeſetzes in Weimar
durch die Nationalverſammlung nicht übermäßig zu kri-
tiſieren. Die Preſſe wird gebeten, der Nationalverfſammlung
ins Gewiſſen zu reden, daß ſie das Sozialiſierungsge'ſetz möglichſt

nell verabſchiede Die nformation lautet wörtlich weiter:
„Die Leute in Weimar ſcheinen nicht zu wiſſen, um was es ſich

t en an muß der Maſſe ein Beruhigungsmittel geben.
as ialiſierungsgeſetz will man nur jetzt anwenden, bis man

B.ſſeres gefunden hat. Durch Ausführungsbeſtimmungen laſſev
ſich Ungerechtigkeiten leicht vermeiden.“

Erſt wird auf die Regierung geſchimpft, daß ſie zu
h ſozialiſiere, nachdem nun die Regierung e
Sozialiſierungspläne veröffentlicht hat, iſt es der
U. S. P. auch wieder nicht recht. Jetzt möchten ſie den
Arbeitern einreden, der Regierung iſt es nicht ernſt mit
der Soziali r Auch mit dieſer Taktik werden die
U. S. P. nicht weiſt kommen. Eine vertrauliche
Jnformation der Regierung an die „ge-horſame Preſſe“ iſt nämlich gar nicht er-
folgt.Hſit dieſem Schauermärchen werden die U. S. P.
alſo ebenſowenig Glück haben, wie mit vielen anderen
unabhängigen“ Meldungen. Dabei merken die von derWahrheit und Ueberlegung unabhängigen Herr-

ſchaften gar nicht, wie ſie ihrem eigenen Parteiführer
Kautsk der in der Sozialiſierungskommiſſion ſitzt.
einen Hieb verſetzen.

Uns kann eine derartige t r derU. S. P. nur recht ſein. Je mehr die Anhänger merken,
wie ſie von ihrer Partei hinters Licht geführt werden

De Geſchichte zweier ötüdte.

25) Roman von Charles Dickens.
„Dr Manette, ſehen Sie den Angeklagten an. Haben Sie

n früher einmal geſehen
„Einmal. Als er mich in meine Wohnung in London be

juchte. Es mag drei oder dreieinhalb Jahr her ſein.“
„Erkennen Sie ihn als Jhren Reiſegefährten am Bord des

Paletſchiffs, oder können Sie uns etwas von ſeiner Unterhaltung
mit Jhrer Tochter ſagen?“

„Vein, Sir, weder das eine noch das andere.“
ein eigentümlicher und beſonderer Grund vorhanden,

oaß Sie keines von beiden tun können
Er gab mit gedämpfter Stimme zur Antwort:
„Sie haben das Unglück gehabt, in Jhrem Vateriande ohne

Prozeß und ſogar ohne Anklage eine lange Haft zu erleiden,
Dr. Manette?“

Er antwortete in einem Tone, der jedem zu Herzen ging:
„Eine lange Haft.“

„Sie waren zu jener Jeit erſt vor kurzem frei geworden
„Das ſagte man mir.“
„Können Sie ſich aus jener Zeit an gar nichts erinnern

„Nein. Mein Gedächtnis iſt wie verſchwunden von einem
geitpunkt an ich kann nicht einmal ſagen. welcher Zeiitpunlt
das war, wo ich mich in meiner Gefangenſchaft mit dem Verfertigen von Schuhen beſchäftigte bis zu der Je wo ich mich

in London mit meiner guten Tochter hier wiederfand. Sie wart
mir vertraut geworden als ein gnädiger Gott mir die Kräfte
meines Geiſtes wiedergab; aber ich bin ſogar außerſtande zu
jagen, wie ſie mir vertraut geworden iſt. Jch kann mich durchaus
nicht beſinnen, wie es gekommen iſt

Der Generalanwalt ſetzte ſich nieder, und Vater und Tochter
nahmen ebenfalls wieder Platz.

Ein merkwürdiger Zwiſchenfall trat ein. Das Ziel der
daß der An

m

um Entdecung zu vermeiden, des Nachts an einem Orte a
tiegen ſei, wo er nicht geblieben, ſondern von wo er einige

utzend Meilen nach einer Garnifons- und Hafenſtadt zurück
gereiſt ſei, und daß er dort Erkundigungen vingezogen habe. Ein
Zeuge war da, der ihn zu der erforderlichen Stu im Frühſtücks-zimmer eines Gaſthauſes in dieſer Garniſons- und ferrſtadt,

wo er auf jemanden wartete, geſehen haben wollte. Die Kreuz-
fragen des Verteidigers das Angeklagten lockten keine anderen
Anlwoerten hervor, als daß er den Angeklagten nie bei einer
anderen Gelegenhert geſehen hätte, als Herr in der Perücke,
der die ganze Zeit über die Decke des Saales angeſehen hatte,
ein oder zwei Worte auf ein Jettelchen ſchrieb, es zuſammendrehte und dem Verteidiçer un Dieſer wickelte das
Zettelchen in der nächſten Pauſe auseinander und betrachtete den
Angeklagten mit großer Aufmerſamkeit und Neugier.

„Sie bleiben alſo dabei, daß Sie ganz ſicher ſind, daß es der
Angeſchuldigte geweſen ſei?“

Der Zeuge war ſeiner Sache gewiß.
ben Sie jemals jemanden geſehen, der dem Angeklagten

ſehr ähnlich ſah?
r Richt ſo ähnlich, ſagte der Zeuge, daß er ſie hätte verwechſeln

nen.
„Sehen Sie genau jenen Herrn an, meinen gelehrten

Freund gegenüber“, ſagte er, indem er auf den deutete, der ihm
das Jettelchen zugeworfen Zgiw und dann ſehen Sie ſich den An
geſchuldigten genau an. s ſagen Sie nun? Sehen ſie ſich
einander ſehr ähnlich?“

Wenn man abhzieht, daß der gelehrte Freund vernachläſſigt
und verliederlicht, wenn nicht gar etwas verlumpt ausſah, ſo
waren ſie allerdings einander nis genug, um nicht nur den
Zeugen, ſondern auch alle Anweſenden zu überraſchen, als ſie ein-
ander ſo gegenübergeſtellt wurden. Rachdem Mylord erf
den war, den gele en h veranlaſſen, ſeine Pe
zulegen und er keine Einwilligung gegebenwurde die Aehnlichkeit o viel auffälliger. ylord

eidiger des Angek

t wor

Beweisführung war, en, geklagte mit einemnoch undete men ind igen in jener Freitagnacht im
Ranmeber vor fünf Jharen mit der Dover-Poſtkutſche gereiſt und,

Mr. Stryver e oMr. Carton S des gelehrten Freundes) S See
werden folle? RNein, entgegnete Mr. Stryver demeidler eder er wollte den Zeugen fragen e5 alt de,

einmal geſchehen ſei, zweimal geſchehen könne; ob er ſo
ſichtlich geſprochon haben würde, wenn er einen ſolchen ſchlagen
den Beweis für ſeine Uebereilung eher geſehen hätte, ob er, nach
dem er ihn geſehen, noch ſo zuverſichtlich ſei, und Aehnliche
mehr. Das Ergebnis von dem allen war, daß dieſer Zeuge rein
vernichtet war und dieſer Teil der Beweisführung vollſtändig in

r fiel.
Mr. Stryver rief dann ſeine paar Zeugen auf, und Mr.

Cruncher hatte dann aufzupaſſen, wie der Herr Generalanwalt
den ganzen Anzug, den Mr. Stryver den Geſchworenen ange

ßt hatte, um und um wendete und zeigte, wie Barſad und Elrſener hundertmal beſſer wären, als er e hätte und
der Angeklagte noch hundertmal ſchlechter. ga etzt kam Mylord

lbſt, der dem Anzug bald das Auswendige nach innen, bald das
nwendige nach außen kehrte, aber doch im ganzen ſehr ent

ein Sterbekleid für den Angeklagten daraus zurecht
nitt.Und jetzt traten die Geſchwornen zuſammen, um das Urtei'

zu erwägen, und die Schweißfliegen fingen wieder an zu ſummen
Mr. Carton, der ſetzrse die Decke des Gerichtsſaales ange

ſekee hatte, wechſelte ſelbſt in dieſer Pauſe der Aufregung weder
einen Platz noch ſeine Haltung.

Und voch war dieſer Mr. Carton viel aufmerkſamer auf das
h als er zu ſein ſchien; denn jetzt, als Miß Manettes
Köpfchen auf die Bruſt gefunken war, wurde er es zuerſt gewahr
und ſagt laut „Türſteher! Springen Sie der jungen Dame bei.

Ifen Sie dem Herrn, ſie hinausführen. Sehen Sie nicht, daß
gleich niederſinken wird?“
Sie konnten nicht einig werden und wünſchten abzutreten.

Mylord (der vielleicht immer noch nicht Sprg aſhington ver
geſſen hatte) zeigte ſich etwas verwundert, daß ſie nicht einig
waren. aber er gab ſeine huldvolle Einwilligung, daß ſie unter
r und Vewachung abtreten könnten. und trat ſelbſt ab.
Die ndlung hatte den ganzen Ta anert und die
Lampen im Saal wurden e angebrannt. machte ſich die
Die h ten daß die Geſchwornen lange ausbleiben würden

Zuhsrer verloren ſich. um Erfriſchungen nehmen.
was

ſichund der Angeklagte in de t x klagtenloge zurück und re a n Hin e Forterung a
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e a.werden
Ieit“ mit Entrüſtung abwen

Privllegierte Arbeltermißhandlungen.
Daß auch das neue Regime die brutale Junkerwirt

et noch nicht überall erlöten konnte, welb man nur
allzu gut. Daß aber noch Gerichtsbehörden unter Be
rufung auf formale Bedenken die eidlich nachweisbare
Segt einer Frau über ihre und ihrer Tochter ſchwere
tätliche Mißhandlung durch ihren Gebiefer dieſe Miß-
37 cuer 4 de 3 7 ſich bisher noch
er e. r en men einer uns egangenenZuſchrift folgenden Tatbeſtand e

Die Töchter Frau Schieweck warden von der Guts erfreu „Madame“ Wir er aus Pariedlauken (Kr. ine en)
bei der Arbeit mit dem Stocke bedroht und flüchteten. Als die
Mutter dagegen in Schutz nahm, provozjerte der ehrenwerte
Gutsbeſitzer die Frau, indem er ſie zu zwingen verſuchte. die
Mädchen allein wieder in den Wald zu ſchicken. Auf ihre Wider
rede hin ſchlug er ſie mit einem etwa 80
Gummiſchlauch, den der biedere Junker extra für den Zweck bei
z geführt zu haben ſchien, über den Kopf und ins Genick. Die

rau klammerte ſich an den Schlauch feſt und ſchützte ſich ſo vor
weiteren Angriffen, wurde aber von dem Raudi auf dem Hof und
Acker hin und her ger bis er des geren Spiels müde
wurde. Die u enſpringende Tochter ſchlug er mit einem
Axthieb nieder, ſo daß ſie bewußtlos J Die bei ver
Staatsanwaltſchaft Jnſterburg erſtattete Anzeige hatte den Er
folg. daß das Verfa mangels unbeteiligter Zeugen, die den
Sachverhalt hätten klarſtellen können, eingeſtelt wurde. Die

rn und ihre Tochter können den Sachverhalt eidlich

„Madame“ mit dem Stock, der Herr Gutsbeſitzer mit
dem Schlauch der e Staatsanwalt ohne Zeugen!Ein jeder weiß. daß kein Menſch ſo dumm iſt, ſich zu
Straftaten die Zeugen extra einzuladen. Darum dürfen
in dem Preußen von 1019 noch die unerhörteſten Ar
beitermißhandlungen, wo der Ansbeuter nicht einmal
vor dem weiblichen Geſchlecht der Mißhandelten Achtung
hat, ſtraffrei begangen werden!

Haben wir ein Recht
De Geld'orderungen Wilhelms l.

Vor einigen Tagen ging die Nachricht durch diePreſſe, daß Witheim an de deutſche Regierung mit

Geldforderungen c ſei. Es hieß, daß ereinen Anſpruch auf 75 Millionen geltend gemacht, von
der deutſchen Reichsregierung jedoch nur 600 000 Mark
erhalten habe. Dieſe Meldung iſt falſch. Die Regie-
rung ſteht auf dem Standpunkt, daß Wilhelm II. das
Recht an ſeinem Privatvermögen zuſteht. Es iſt ihm
deshalb im Dezember der Betrag von 1 Million Gul-
den zur Erwerbung eines eigenen Beſitztums in Holland
überwieſen worden. Zur elung der ſonſtigen An

rüche iſt eine Kommiſſion eingeſetzt, die bereits ar
itet. Die ſeinerzeit ausgeſprochene Beſchlagnahme

des Vermögens hatte den alleinigen Zweck, dieſes Ver
mögen zu ſichern.

Der Entwurf eines Jugendwohlfahrtsgeſetes.
Das Reichsamt des Innern beſchäftigt ſich gegen

wärtig mit dem Entwurf eines Jugendwohlfahrtsge-
ſetzes. Das Geſetz wird nicht mehr Jugendfürſorgege etz
heißen. Entſ end den Vorſchlägen aller namhaften

achmänner und in Uebereinſtimmung mit den Be
chlüſſen des Jugendfürſorgetages, der im September

1918 in Berlin ſtattgefunden hat, wird der Entwurf von
dem Gedanken ausgehen, ger die grundlegenden
Gedanken im Wege der Reich
druck zu bringen.

denen r Am ündunen elten
eitungen für die Zwangserfaſſung aller ausländiſchen Effekten in deutſchem Beſitz ſind apwegr. wie die

„P. P. N.“ erfahren, ſoweit gediehen, daß die Veröffent
e der darauf bezüg lichen eng unmittelbar be-
dorſteht. Der zwangsweiſe Erwerb von Wertpapieren trifft
a Obligationen und Aktien aller Artin gleicher Weiſe ofern es ſich nicht um Werte der bisher
mit Deutſchland verbündeten Staaten oder Rußlands handelt.
die ausdrücklich von der Entente ausgeſchloſſen wurden. Ob
für gewiſſe Arten von Wertpapieren. z. V. für Valutapapiere,
die zur Abdeckung ausländiſcher Schulden aus der Zeit vor
dem Kriege von deutſchen Firmen erworben wurden, eine
Ausnahmebehandlung oder ein Ausſchluß von der Zwangs
verwertung in Frage kommt, wird ſich wohl nur von Fall zu

ull auf beſonderen Antrag hin entſcheiden laſſen. worüber
etzten Endes der Reichsfinanzminiſter zu befinden hat. Solche

rte dürften aber, wenn ſie von den Folgen der Beſchlag
nahme frei bleiben, für den Handel geſperrt werden.

Ein Grundfavfeſter.

Jn der preußiſchen Landesverſammlung ſtellte Ge
noſſe Heilmann feſt. daß der unabhängige Abge-
ordnete, Rechtsanwalt Lichtenſtein (Kattowitz), der
vor ihm geſprochen hatte, noch bei den Wahlen zur

entimeter langen

geſetzgebung zum Aus-

Nationalverſammlu Sozialdemokrat geweſen
iſt, und zu den Unab igen erſt überging, als er dort
auf die erſte Stelle der Liſte kam, während er
bei den Sozialdemokraten an einer ausſichtsloſen Stelle
hätte ſtehen ſollen. Lichtenſtein verſuchte u entſchuldigen, indem er erzählte, ſeine ſchlechten ſehr
gen mit der Sozialdemokratie auf dem Rätekongreß
hätten ihn zu dem Parteiwechſel veranlaßt. Aber da
dies augenſcheinlich nicht wahr ſein konnte, weil er
noch bei den Wahlen zur Nationalverſammlung als
Sozialdemokrat aufgetreten iſt, lachte ihn das ganze
Haus aus und kennzeichnete ihn in derben Zurufen als
Mandäatsjfäger und Konjunkturpolitiker.

Die ganze Angelegenheit aber, über die alle Zei-
tungen berichten, iſt in der Freiheit, dem Berliner
Organ der Unabhängigen, glatt unterſchlagen.
Die Unabhängigen dürfen a nicht erfahren, wie
ſehr ſie von gewiſſen Strebern irregeführt und miß-
braucht werden.

Kurze Fotizen.

Arbeit in Bei den Arbeiterratswablen r er en die Liſte Henſel. S. P.
D. 240 Sitze, die Liſte der U. S. P. D. Vier 87 Sitze. die Liſte
der Kommuniſtiſchen Partei Laufenderg 25 S e. Auf die bürger
lichen Liſten u

s e Kirche in Tier Wetten vigen

ſchlus geſaßt, ſich vom 1. Mal ab der Gewerkſchaft der frangs
ſiſchen Eiſenbahner anzuſchl eßen.

Da die Ausſuhr des Goldes nach Brüſſel, wie der Entente
bereits mitgeteilt wurde, am Miltwoch. den 26. März, erfolgt.
ſo dürfte die Lieferung der Lebensmittel in kurzer Zeit beginnen.

Preußſſche Lundesverſammlung.

ortſetzung der Beſprechung der formellen Anfragen
über die Abtrennangsbeſtrebungen.Abg. Dr. Heh (Zir Aus nationalen Sorgen treten
wir für die Errichtung derrheiniſchen Republik
ein, um das linke Rheinufer wenigſtens noch für das Reich

Eine Loslöſung vom Deutſchen Reiche wäre allen
wohnern des linken Rheinufers unerträglich.
Unterſtaatsſekretär Dr. Freund. Die außenpolitiſchen

Gründe des Zentrums für die Errichtung der weſtdeutſchen
Republik werden abgeſchwächt durch die innerpolitiſchen Ge-
ſichtspunkte, die es geltend mecht.

Abg. Adolf Hoffmann (U. S.): Die Abtrennung des
Rheinlandes von Preußen wollen Sie ja doch nur deshalb,
weil Sie hoffen, dann weniger zu den Kriegsſteuern und
Kriegskoſten herangezogen zu werden. Wenn der nnſelige
Bruderzwiſt zwiſchen uns nicht wäre, dann würden viele von
den Zentrumsleuten nicht hier ſitzen. Aber ich hoffe, die
Arbeiterſchaft wird ſchließlich doch die Einheit zu erzwingen
wiſſen. Wir widerſprechen jeder Loslöſung, weil wir eine
einheitliche Republik für das ganze deutſche Volk wollen.

Abg. Dannesbetg (Welfe): Die Gerechtigkeit, Selbſtbe-
ſeenns und Moral erfordern die Wiederherſtellung eines
elbſtändigen Hannover im Rahmen des Reiches.

Miniſterpräſident Hirſch: Die Regierung ſteht dieſem
Gedanken ebenſo ablehnend gegenüber, wie den rheiniſchen
Sonderbeſtrebungen. Durch Ausſcheidung von Hannover
oll Preußen in zwei Hälften zerriſſen werden. Jch bin
iberzeugt, im Falle der Volksabſtimmung würde ſich die

große Mehrheit der hannoverſchen Bevölkerung für Preußen
erklären. (Veifall.)

Abg. Slendel (Dn.): Jch beſtreite Herrn Dannesberg
das Recht, hier im Namen des hannoverſchen Volkes zu
ſprechen.

Ein Schlußantrag wird ongenommen.
Abg. Runge (Soz.) empfiehlt als Schlußberichterſtatter

die beiden vorliegenden Entſchließungen, in denen ſich die
Landesverſammlung 1. gegen alle Loslöſungsbeſtrebungen
einzelner Gebietsteile von Preußen, 2. gegen jede Einver
leibung rheiniſcher Landesteile, insbeſondere des Saar-
beckens, ſowie des Bezirkes Montjoie, Malmedy und St.
Vith, und gegen die Errichtung eines rheiniſchen Puffer-
ſtaates ausſpricht. Die Entſchließung zu 1. wurde unter
Stimmenthaltung des Zentrums, die Entſchließung zu 2.
einſtimmig angenommen.

Dienstag 1 Uhr: Mitteilung des Präſidenten über den
Beſchluß der Regierung und Notetat. Schluß 614 Uhr.

e

Der Seniorenkonvent trat am Vormittag
nach Schluß der Sitzung zuſammen. Ueber ſeine
Beratungen iſt folgendes mitzuteilen: Ueber die
für Dienstag auf der Tagesordnung ſtehende Mittei-
lung der Regierung über die Bildung der nennen Re
gierung und über den Notetat wird vorausſichtlich noch
nicht geſprochen werden, weil nachträglich noch die Po
lenfrage auf die Tagesordnung geſetzt worden ifſt, mit
deren Beratung man vorausſichtlich am Dienstag fertig
werden wird. Am Mittwoch erſt wird der Notetat im
Zuſammenhang mit der Regierungserklärung be-
prochen werden. Später kommen die Interpellationen
ber die Ernährung an die Reihe, mit deren Beratung

man bis zum Sonnabend fertig zu werden hofft. Dann
ſoll Vertagung eintreten.

Gewerlſchaftliches.
Konzentration der Angeſtelltenbewerung. Schon während

des Krieges hatten ſich die zahlreichen Verbände der Privatan-
geſtellten zu großen Arbeitsgemeinſchaften zuſammengeſchloſſen,
um ſo ihren ſozialcn Beſtrebungen erhöhten Nachdruck zu ver-
leihen. Als Hauptgruppen kamen in Frage die Arbeitsgemein-
ſchaft kaufmänniſcher Verbände, die Arbeitsgemeinſchaft techni-
ſcher Verbände und die Arbeitsgemeinſchaft freier Angeſtelltenver-
bände. Die Revolution brachte alsdann eine weſentliche Aende-
rung des Kräftererhältniſſes der einzelnen Gruppen. Aus der
A K. V. ſind drei große Organiſationen eusgeſchieden, die übrigen
ihr angeſchloſſenen Verbände begründeten den Gewerkſchaftsbund
kaufmänniſcher Angeſtelltenverbände. Der Gewverkſchaftsbund
ſteht auf mittelſtändiſcher Grundlage und betrachtet die Privat
angeſtellten als eine Miltelſchicht zwiſchen den Arbeitgebern und
den Handarbeitern. Die Arbeitsgemeinſchaft techniſcher Verbände,
die aus dem Deutſchen Techniker- Verband und dem Deutſchen
Werkmeiſter-Verband beſtand, hat ſich aufgelöſt, nachdem der
Werkmeiſter-Verband mit Wirkung vom Januar 1919 der Ar-
See aft freier Angeſtelltenverbände beigetreten war.
Gleichzeitig iſt auch der Deutſche Techniker- Verband in Ver-
ſchmelzungsverhandlungen mit dem an die AfA angeſchloſſenen
Bund der techniſch- induſtriellen Beamten eingetreten, ſo daß eine
weſentliche Vereinheitlichung in der Organiſationsbewegung der
Angeſtellten eingetreten iſt. Die Arbeitsgemeinſchaft freier An
geſtelltenverbände. die auf ſtreng gewerkſchaftlicher Grundlage
ſteht und grundſätzlich die Sol darität aller Kopf- und Hand
arbeiter vertritt, zählt jetzt rund 270 000 Mitglieder und umfaßt
alle maßgebenden gewerkſchaftlichen Organiſationen der Tech-
niker, Werkmeiſter, Handlungsgehilfen, Bureauangeſtellten und
Vühnenangeſtellten. Die Geſchäſtsſtelle der Arbeitsgemeinſchaft

Angeſtelltenverbände befindet ſich Berlin NW. 52, Werft-
traße 7.

Die Anſtellung von Vanarbeiterkontrolleuren in den Bundes
ſtaaten nach dem Vorbild in Preußen hat eine nicht zu unter-
ſchätzende Förderung erfahren. Das Reichsarbeitsamt hat durch
Schreiben vom 23. Dezember 1918 ſämtlichen Bundesregierungen
das Rundſchreiben des Staatsommiſſars für Wohnungsweſen an
die Regierungspräſidenten vom 13. Dezember 1918 betreffend die
Anſtellung von Bauarbeiterkontrolleuren mitgeteilt, und ihnen
nahegelegt, dieſe Sache in gleicher Weiſe zu regeln Bekanntlich
ſollen danach ſtaatlicherſeits unter der Mitw e rkung der Gewerk
ſchaften ſolche amtliche Kontrolleure obligatoriſch angeſtellt
werden. Von einer Zahl von Bundesregierungen iſt bereits die
Mitteilung eingegangen, daß ſie derartige Anſtellungen in die
Wege geleitet oder in Ausſicht genommen haben.

Viletatur.

n don
vor

liegende Büchlein. Beſonders treffend ſind die Ausführungen,
die der Verfaſſer zu dem Thema „Unterſuchungshaft“ macht.
Welche Ungeheuerlichkeiten ſind nicht aus dieſem Machtmittel
in der Hand der Richter ſchon herausgekommen! Auf dieſem wie
auf vielen anderen Gebieten beſonders dem jetzt ſehr aktuellen
der politiſchen Delikte, wuß ſchnellſtens Wandel geſchaffen werden.
Von alledem iſt in Heinemanns Skrift viel Wahres zu finden.
auch an Vorſchlägen zur Verbeſſerung fehlt es nicht. Die An-
ſchaffung iſt Jntereſſenten daher nur zu empfehlen. ww.

Von der Gleichheit, Zeitſchrift für Arbeiterfrauen und Arbei-
terinnen, iſt uns ſoeben Nr. 12 des 29 Jahrgangs zugegangen.
Die Gleichheit erſcheint alle 14 Tage einmal. Preis der Nummer
15 Pfg. Durch die Poſt bezogen vierteljährlich ohne Beſtellgel
95 Pfg.; unter Kreuzband 1.45 Mark.

zutage rreten, d Legkon. Ewmen krefftcen
Frage der zu erwartenden Strafrechtsreform bildet das

Lette Ruchrichten.

Die neue preußiſche Regierung.
Nach achttägigen langen Verhandlungen zwiſchen den

Fraktionen des Zentrums, ver Demskraten und Sozialdeme-
kraten in der preußiſchen Landesverſammlung iſt geſtern die
nene preußiſche Regierung von den drei genannten Parteien
gebildet worden.

Das neur preußiſche Miniſterium fetzt ſich, laut „Vort
wörts“, ſolgendermaßen zuſammen Miniſterpräſident
Hirſch (Saz.). Als Unterſtaatsfekretär iſt für ſpätere Jeit
Göhre in Ausſicht genommen. Jnneres: Heine
Unterſtaatsſelretär: bisheriger Bürgermeiſter von Altsne
Schnackenburg (Dem.), Juſtiz: Am Zehnhof (Ztr.),
Unterſtagtsſekretär: Heinemann (Soz.), Kultus: H ä
nmifſch (Soz.), Unkerſtaatsſekretär: Trälſch (Dem.) und ein
Mitglied kes JZentrums. Finanzen: Südekum (Soz.),
Landwirtſchaft: Braun (Soz.), Volkswohlfahrt: Stege r-
wald (Ztr.), Unterſtaatsſekretär: Gräf es Frankfurt
(Soz.), Eiſenbahnen: Oeſer (Dem.), Beigeordnete werden:
Brunner (Soz.), Hartmann (Tem.) und ein Vertreter
der chriſtlichen Gewerkſchaften. Handel: Fiſch be c (Dem.),
Beigeordneter H u s (Soz.).

Der Frledensvertran.
Paris, 24. März. (Reuter.) Die Großmächte haben

heute beſchloſſen, das Aeußerſte zu tun, um den Vertrag inner
halb einer Woche fertig zu ſtellen. Dieſer Entſchluß wird dem
wachſenden Ernſt der Lage zugeſchrieben.

Der drohende Generalſtreit in England.
Genf. 24. März. Nach einer Londoner Meldung des „Echs

de Paris“ kommt der Bericht der Unterſuchungskommtiſſion über
die Regelung der Verhältniſſe im engliſchen Berghau den Forde-
rungen der Arbeiter in der weitgehendſten Form ent
gegen. Er bezeichnet die Verſtaatlichung der Kohlen
gruben als die dringendſte Not wendigkeit für die
engliſche Wertſchaftsrolitik. Den Arbeitern ſolle weiterhin un
mittelbare Beteiligung an der Verwaltung und
den Erträgen der Bergwerke zugeſichert werden.

Wie das Blatt weiter berichtet, beſteht trotz aller Schwierig
keiten in den maßgebenden engliſchen Kreiſen die Hoffnung, durch
dieſe Zugeſtändniſſe den drohen den Generalſtre it in
letzten Augenblick zu verhindern.

Die erſten Lebensmittel.

Berlin, 25. März. Am 28. März' werden, laut
Deutſcher Allgem. Ztg.“, die erſten beiden Emerikaniſchen
Lebensmittelſchiffe im Hamburger Hafen erwartet.

Elngeſaudt.

T nung von Kirche und Staat.
m ArtZu der in dieſe ikel und der angefügten Zuſchrift ent

haltenen Charakteriſtik noch folgende kleine Ge te:
Sonntag, gegen Mittag, im Wahllokal eritzberg.

Arbeiterratswahl. Einem Herrn wird aus irgend einem
Grunde die Abnahme des Stimmzettels verweigert. Ruhig und
anſtändig erklärt der Vorſteher den Sachnerhalt. Der Herr wird
erregt ſchimpſt ſchäumt zuletzt im wahrſten Sinne des
Wortes. Eine Dame ſchildert den Vorfall wie folgt: „Jämmerlich.
direkt jämmerlich hat er ſich betragen, das nennt ſich nun auch
Menſch wiſſen Sie, wer es war? Herr Profeſſor Deutſchbein.“

Ja, es iſt ein alter Spruch: Politik verdirbt den Menſchen
Oft zoigt ſie auch, daß manchen Menſchen ein bißchen äußShuiff alles iſt und ihm Talt und Herzensbildung c

erſcheinen. Wie ſagt das Lehrbuch des guten Tones: Nur Af
und Neger ſchneiden im Zorn Grimaſſen und jlet'chen die Zähne;
ein gebildeter Menſch wird nie das
menſchen durch verzerrte Geſichtszüge bebeidigen. Das ſollte man
beſonders jetzt beachten, denn beim Anblick mancher Leute könnte
man, auch wenn ſie keine Grimaſſen ſchneiden, meinen, der Herr
gott ſei Futuriſt geworder

Sie haben doch einen Spiegel, Herr Profeſſor A. O.

aaAAÜCnnee,Prieftuſten der Redaktion.

Genoſſe K., Naundorf bei Lauchhammer, Die endgültige
Wahl der Betr'ebsräte kann jetzt noch nicht vorgenommen wer
den. Es ergeht in der Sache erſt eine Beſtimmung der Regie
rung und zwar dann, wenn entſprechend den Verſorechungen derRegierung das Räteſyſtem in die Verfaſſung eingearbeitet iſt.

Vekanntmachung.
Jn Abänderung und Ergänzung der bisher ergangenen Ve-

ſtimmungen wird darauf hingewieſen, daß gemäß S 3 der Ver-ordnung des Bundesrats vom 11. Dezember 1916 (GBl. S. 1359)

zur Erſparnis von Brennſioffen und Beleuchtungsmitteln im
ganzen Regierungsbezirk Merſeburg mit Ausnahme des Polizei
bezirks Halle alle Gaſt Speiſe- und Schankwirtſchaften, Kaffees,
Theater, Lichtſpielhäuſer, Räume, in denen Schauſtllungen ſtatt
finden, ſowie öffentliche Vergnügungsſtätten aller Art um 10 Ahr
abends zu ſchließen ſind. Das gleiche gilt von Vereins- und

werden.
Jm Polizeibezirk Halle ſind alle Räumlichkeiten und Ver

anſtaltungen der vorgedachten Art um 106 Uhr, das Stadt-
theater um 11 Uhr abends zu ſchließen.

Merſeburg den 17. Februar 1919.
Der Regietungspräſident. Der Bezirks- Arbeiter u. Soldatenrgt

v. Gersdorff. J. A.: Jahner.Nach der Bekanntmachung des kFinrats vom 21. 3. 1919

iſt die Verordnung vom 5. 11. 1918 betr. Einſchränkung der Ver
kaufszeit in den offenen Verkaufsſtellen aufgehoben worden.

„Die Reform des deutſchen Strofrechts“ von Rechtsanwalt
Dr. Hugo Heinemann. Preis 50 Pf. 1919. Verlag für
Sozialwiſſenſchaft G. m. b. H. Berlin SW. 68, L.ndenſtr. 114.
Daß eine Reform unſeres heutigen Strafrechts an Haupt und

die Sonderliſten entfielen 98 Sitze. liedern eine zwingende Notwendigkeit iſt, leuchtet aus jedema a Liter beinahe hervor. Die Fälle wo der heutigen frei
n geradezu hohnſprechende Urteile und Mahnabmen

a
ſtellen um 7. Sonnabends um s Uhr ahends zu ſchlieden.

tritt nunmehr die Bekanntmachung vom 11. 12. 1916 wieder
Kraft. Nach S 2 dieſer Verordnung ſind alle g.

sge
nommen ſind Avrotheken und Verkoufsſtellen, in denen der Vep
kauf von Lebensm tteln oder von nungen als Haupterwerbs-
zweig betrieben wird. Dieſe Verkaufsſtellen haben ſpäteſtens
um s., Sonnabends um 2 Uhr zu ſchließen uSalle, den 24. März 1019 Die Polizeiverwaltung.

chönheitsgefühl ſeiner Mit

Geſellſchaftsräumen, in denen Speiſen und Getränke verabreicht

nen
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25. Sept. /4. Rov. der Verkauf der der be
wieſenen Seeſiſche wie folgt geregelt:

Der Verkauf beginnt am Mit vormitta

Levbensmittel-Kalender.
Milchhändker Hopfeld. Kunzea in den ein Ksrnerſtr. 31, Milchhändlerin Pfeiffer, Volkmannſte. t1. und

e

auf den Abſchnitt 10 für die eingetragenen Kunden dei denn.
defleiſch beie Noch et Wurſt ans ſerde en eer

lächtern entnommen werden.
t beim Einkauf vorzulegen und die Marke 290 von den

t

kauf findet am Mittwoch, den
26. Märs ſtatt. Ein Anſpruch auf abfolgung von Pferdefleiſch
beſteht nicht, vielmehr kann dies nur ſoweit abgegeben werden,
als der Vorrat reicht, im übrigen muß Wurſt entnommen werden.
Die abgetrennten Marken 290 ſind von den Rosßfleiſchhändlern
bis zum 31. März an das Stadternährungsamt, Marktplatz 22, II,
Zimmer 23, zu 100 Stück gebündelt, in verſchloſſenem, mit der
Firma verſehenem Umſchlag abzuliefern.

Städtiſcher Verkauf von Fleiſchkonſerven und Roßſchlacwurſe
Sonderverteilung) in der Talamtſchule am Mittwoch, den 26. ds.
Zugelaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber der Lebensmittel-
ſcheine mit den Nummern 64 001-69 000 vorm. von 8--12 Ubr
und die Jnhaber der Nummern 689 001--74 000 nachm. von 2 bis
s Uhr.. Für jede Perſon eines Haushaltes kann 4 Pfund Roß-
ſchlackwurſt zum Preiſe von 2 Mark für das Viertelpfund ab-

geben werden. An Stelle von Roßſchlackwurſt können HausJalte mit 3-4 Perſonen eine Doſe. Haushalte mit 5—-8 Perſonen

zwei Doſen und Haushalte über 8 Perſonen drei Doſen Fleiſch
konſerven zum Preiſe von 6 Mark für die Einpfunddoſe ent
nehmen. Hiermit iſt die Sonderverteilung beendigt. An dem
oben genannten Tage können Haushalte mit den Lebensmittel
ſcheinnummern 1--74 608, ſofern ſie bei dieſer und den vorher
gehenden Sonderverteilungen nicht berückſichtigt ſind, nachbeliefert

37 17 Jn der Woche vom 24. bisS ärz dürfen jede zum Rohfleiſchdeone angemeldete
er

r

dlern für re Viertelpfund Fleiſch oder

ſchlägigen bekannten Geſchäften. Füt jede Perſon eines Hause ca. ein halses Pfund abgegeben werden. Die Preiſe
der einzelnen Sorten ſind in den Geſchäften deutlich ſichtbor an
gebracht. Der Verkauf erfolgt auf Warenbezugsſchein Rr. 20,
Abſchnitte 291. Zugelaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber der
Lebensmittelſcheine mit den Nummern 1--1890 und 73 001--74 600.
Wegen Papiermangels wird das Publikum erſucht, Papier oder
Taſchen, Netze, Körde uſw. mitzubringen. Wir machen gleichseitig

darauf re d 3 gen die ganze x 7wohnerſchaft s die Fiſchgeſchäfte rm werbenLebensmitfelſcheinnummern aufgerufen und &-e erhält auf

Die Verkäufer ſind verpflichtet, die Abſchnitte 291 der Waren-
bezugsſcheine 20 abzutrennen und zu Hunderten gebündelt im
Stadternährungsamt, Marktplas 22. Zimmer 11, binnen 5 Tagen
abzuliefern. Zuwiderhandlungen werden gemäß der eingangs er
wähnten Bundesratsverordnung beſtraft. Auch kann die
Schließung des Geſchäftes oder die Entziehung des weiteren Ver
laufs der ſtädtiſchen Ware verfügt werden.

Städtiſcher Verkauf von Käſe in der Talamtſchule am Mitt
woch, den 26. März. Zugelaſſen zum Einkauf werden die Jn-
baber der Rummern der Lebensmittelſcheine 27 001--28 690 vor
mittags von 8—12 Uhr und die Jnhaber der Nummern 28 601 bis
29 0090 nachmittags von 2——6 Uhr. Für jede Perſon eines Haus-
haltes werden 55 Gramm Käſe zum Preiſe von 20 Pfennigen
abgegeben.

Der Lebensmittelſchein iſt vorzulegen. Abgezähltes Geld iß

ſeinen Abſchnitt die ihm zuſtehenden Fiſche.

Milchhändlerin Pötſchke, Wielandſtr. 30. Auf jeden Abſchnitt
Wie Pfund abgegeben. Die Abſchnitte ſind bis 29. März ab

zuliefern. 4Auf Grund der Bundesratsverordnung vom 25. Sept. /4 Nov
wird der Verkauf von Marmelade wie folgt geregelt: Der Ver,
kauf beginnt am Mittwoch, den 26. März. Für jede Perſon eines
Haushaltes kann ein Pfund zum Preiſe von 1 Mark abgegeben
werden. Die Käufer ſind verpflichtet. bei denſenigen Verkäufern
die Marmelade einzukaufen, bei welchen ſie für den Bezug ron
Kolonialwaren in die Kundenliſten eingetragen ſind. Die Ab-
gabe hat unter Abtrennung der Marke 288 des Warenbezugs-
ſcheines 29 zu erfolgen. Die Verkäufer ſind verpflichtet. die
Marken zu Hunderten gebündelt im Stadternährungsamt, Markt-
plas 22, 1. Obergeſchoß (Saal links), bitten 8 Tagen unter An-
gabe ihres Reſtbeſtandes einzureichen. Zuwiderhandlungen unter-
liegen der Beſtrafung nach 5 17 der Verordnung vom 25. Sept.

4. Rovember 1915. r
Diejenigen Jnhaber von Kleinhandelsgeſchäften, welche

Kundenliſten eingereicht haben, werden hierdurch aufgefordert, am
Mittwoch, den 26., und am Donnerstag, den 27. März bei den
von ihnen gewählten Großfirmen die in dieſer Woche zum Ver,
kauf gelangenden Grauyen abzuholen. Bekanntmachung über
Regelung des Verkaufs erfolgt ſpäter.

werden. Der Lebensmittelſchein iſt vorzulegen. bereit zu halten. Halle, den 25. März 1919. agiſtrat,
Walhaſia-

Operetten Theater.

OC,CèATSLLSLTSSSÜsVvÜÖEwowwwSinnhennianſger Kecſ ſi ſie m nes ſuren
Abends 7 Uhr

Stadt Theater
Mittwoch, den 26. März 1919
Anfang 7, Ende 9 Uhr:n r O Erstaufführung Dienstag, den 25. März, abends S. Uhr, in den Thallazen, Geiſtſtraße Heute zum kehten Malo:

ſo Facodſee Wuer V Vie möne denenE. rosse Versammlung- nFreitag Erstaufführung Donnerst eg: Tagesorduunng:Anlang 6 öükr. Morgen Erſtaufführunge 1. Trennung von Kirche und Stagt. Ia farmermäächen(Fortſetzung der Verſammlung vom 17. März).

2. Freie Ausſprache.
Redner: Dr. Alfred Dieterich, Verlin.

Alle Einwo on le ſind zu dieſer wichtigen Verſammlung freundl. eingeladen. Durch den vorzeitigen Schluß derVerſammlung Mir war nicht möalich, eingehend auf die Ausſührungen der Diskuſſionsredner einzugehen.
Ebenſo ſind ig dieſer Verſammlung faſt ausſchließlich Vertreter des Kiichenregiments zu Wort gekommen. 2577

Die Wichtigkeit des Theuias bedingt aber eine gründliche Ausſprache und Stellungnahme der Bevölkerung.

er r ver weveruer Watzen, Leberflechen

Operette in J Akten
von G. Jarns.

Jefferſon
Dir. Max Waldes

Vorverk. O 1 u. 7.

Bettdamaste Servietten
Frottier- Stoffe

Seide Voile
Porſiewaren S. Biletzkv, leigentrate 103

1 Treppe. Eintritt 20 Pfg.
et S D Hand t deutet, i beſei igt ſchmerz und narbenlosc Deutſch e eBriefwochſel, eeweles, ur Dr.h II Ehaſſerſraße 19. 60002 Sprechzeit 10 7. 2486Thalüa-Säle. Schülerwappen

in Kurzſchrift, Auktion.
den 27. d. Mts., vormittags 11 Uhr,

alle a. S., Delitzſcherſtraße 9, Rechnung

Mittwoch, den 26. März, pünktlich 7 Uhr
„Was lehren uns die Dieterich Verſammlungen
vom 17. u. 25. März? Keue Bahnen für Re

pa. Rindleder r
Fr. Wehmeräußerſt preiswert Poſiſiraße

la ranen
Donnerst

verſteigere ich in
wem es angeht ca.

ligion und Kirche im neuen Deutſchlanö!“ r 12700 StückVortrag von A. v. Broecker. Schmeerſtraße 19. al NateriFreie Ausſprache. Eintritt 20 Pfg. Freunde der Kirche Freidenker und Kirchengegner, u ns Materta v
die eine moverne Volkskirche erſehnen, dringend eingeladen 268 Faſt ungebrauchte Glühlampen,

Wöbel aller Ar e (1, 1 2 2 8, S 7 und 9 Liter) Ifſfentlich meiſtbieten

Küchen. Schlafzimmer Einrich 2 2 aMerseburg. Merseburg. h h venauegungi t C. hAchtung! Arbeiterausſchußmitglieder! z ne n
F F fetatatr. 28. hAm Donnuerstag, den 27. März, abends pünktlich 7 Ahr, 37ſindet im Reſtaurant „Thüringer Hof“ eine futterrüben

Zuſammenkunft ſämtlicher Arbeiterausſchuß mitglieder unnnen

ſtatt. Tagesordnung: Zentnern hat abzugebenj. Die Vetriebsratswahlen und ihre Bedeutung für die Arheiterſchaft. ine

Referent Kollege Daniel- Merſeburg. 1000 Parallel-

Familien Nachrichten.

2 Verſchiedenes.
Das Erſcheinen ſämtlicher Arbeitervertreter iſt dringend erfor- schraubstöcke

in allen Grössen eingetroffenDer Vorstand des Gewerkschaftskartells, Ernst Kariuse,
inh. Theodor Schaetf

Ter moarstr. 2.

bedrangte St
keuſt Fellhandlung

Flecherplan 2 2839
THaltbare p

churauzen
für Knaben u. Mädchen
gute Sattlerware

ſehr preiswert

in

Heute morgen 4 Uhr entschlief nach langem
Leiden meine herzensgute Frau, meine liebe Mutter

Frau Clara Pennemann
geb. Espe

im 53. Lebensjahre

Franz Pennemann.
franz Pennemann jun.

Dölau Halle a. S, den 25. März 1919.
Tag der Beerdiqung wird noch bekanntgegeben.
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4 000 000 4hStadtanleihe

der Stadttunihauseni Th.
Wir sind abgeber zu 939 spesenfrei.

Bis zur Genehmigung äer Anleihe wird der Stadt Muhlhausen i. Thäur
S ein Sproz. Handdarlehen gewährt mit der Verpflichtung des Daerlehnsgebers zur
S eopäteren Uebernahme der vorgenannten Stadianieihe.
S. Die Tiligung der 4proz. Anleihe ist vom Jahre 1920 on beebsichtigt; es
T. Wien Stücke von M. 5000, M. 2000, M. 1000, M. 500 und M. 200 ausgegeben

S werden. 2613S anlha Paul Schauseil Co.

reDr. Bove, Blderstresse I. chneider
S W

Am 24. März verschied an den Folgen der Grippe
nach fangem, schweren Krankentager unsere erste
Oper ationssaal- und instrumentenschwester

Schwester Hermine Schmidt.
Sie bat uns 12 Jahre lang in seltener Treue, in

volister Hingabe an ihren veranwortungsvollen Beruit mit

für Groß-Stück sofort gesucht.

S. Weiss.
Selbständigen dem Aufgebot aller Krätte und mit nie verssgenoer SelbstTü ig Sch i losiqkeit gedient und sich daduren unsere böehste An-Bohrer u Hobler cht e neider er kennung und liebevolſe Wertschötzung erwor ben, ihr

4 für Grossstücke Hinscheiden bedeutet for uns einen unssgichon Verlust,stellt sofort ein Sir 2610 dankbarstes Erinnern wird in uns immergar fortieben,
tieilanstalt Weidenplan.

Priv.-Doz. Dr. XRn els e.
Ver der Ueberföhru Trauer oier Oononore4 Uhr in ver Kapobe des S kors. es oeenmutey

Tagschneider
stellt für dauernd ein

Albert Drechsler Nachf.
rierm. Bertram,

Masch.-Fabr., Diemitz.
2620
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Nr. 67.
Aer Varteimsſhuß in Veinnn.

varteitag in der Pfingſtwoche.
We 23. März. Der Parteiausſchuß trat Sonnabend Hier

ſammen. Vom Pacteivorſtand waren anweſend: Wels, Mü
raun, Molkenbuhr, Pfannkuch, Bartels, Frau Auch

Noske war er eidemann, Bauer und Wiſell trafen
Sonntag ein. Ue ie Lage referierte Müller. Unter an
dern wandte er ſich gegen die Preſſenotizen über das Fehlen von
Abgeordneten in der Nationalverſammlu Wenn es irgendwo
brenne, müßten die Genoſſen eben hinf Dem Stüümmen-
rückgang bei den Gemeindewahlen mißt er keine beſondere Be
deutung bei. Jetzt gelte es, die Bezirks- und Ortsvorſtände auf-
zufüllen. Der 1. Mai ſolle eine große rſchau für die Partei
werden. betorte er die i den Nachwuchs für alle Parteiſtellen kräftig zu fördern. üller berührie
die Einigungsfrage. die e Sozialdemokratie zu
Arbeiterräten, die Haltung der Sozialdemokratie in der Koali-
tionsregierung. Otto Braun empfahl den Parteigenoſſen, mög
lichſt viele bürgerliche Druckereien zum Druck von Parteizeitungen
u veranlaſſen. Bartels riei zu einer n der Parteit und befürwortete Einſtellung der Agitation auf die neu

gewonnenen Kreiſe der Beamten und Angeſtellten.
Jn ſechsſtündiger Debatte fand Sonntag eine Ausſprache über

alle wicht ger“ r ſtati. So über die Ange
legenheiten reſſe, des Bildungsweſens, derJugendorganiſfatisnen, Frauenbewegungund des geſamten Parteianfbaues. Jn der Frage des
Parteitages entſchied man ſich

für die Einberufung in der Pfingſtwoche

und zwar am 10. Juni.
u den politiſchen Fragen nuhm die Fonferenz Stellung in

ei Reſolutionen, die angenommen wurden und die unten im
rtlaut wiedergegeben ſind.
An dem Vorgehen der Regierungstruppen wurde

in der Debatte teilweiſe Kritik geübt. Ein Redner ſprach die Be
rchtung aus, daß ſich Noske zu ſtark von den Offizieven ſeiner
mgebung beeinfluſſen laſſe. Dieſem Vorwurf trat Noske ent

gegen und ſtellte die Entwicklung ſeiner Stellung und der Frei-
willige an S ßworte dankte der Vorſtandsreferent Her

Jn ſeinem ußworte dankte der Vorſta rent mannMüller be r Noske für ſeine Verdienſte um die Partei
und das deutſche Volk. Uebergriffe müßten beſtraft werden und
würden beſtraft werden. Jm übrigen aber habe Noske das deutſche
Volk vor dem vollſtändigen Chaos und der ruſſiſchen Anarchie be
wahrt. Freilich ließe ſich noch nicht vorausſehen, ob nicht doch dieGewaltfriedensabſichten der Feinde uns zum Äeußerſten treiben
würoen, wie ſie Ungarn dorthin getrieben haben. Die Partei
müßte ihre warnende Stimme erheben, denn hier gehe es nicht
nur um Deutſchland, ſondern um die Erhaltung der ganzen euro
päiſchen Kultur Müller verterdigte auch nochmals die Arbeit der
Nationalverſammlung. Mehr gute Geſete ließen ſich in kürzerer
Zeit überhaupt nicht ſchaffen. Am weiteſten rückſtändig ſei noch
die Demokratie in Preußen. Die Auffaſſung der Konferenz kam
in den beiden folgenden einmütig angenommenen Re-
ſolutionen zum Ausdruck:

1. Reſolution Fiſcher und viele, namentlich ſüddeut
glerte, über demokratiſche Sozialiſierung und Arbeiterräte.

2. Reſolution Krüger zum Proteſt gegen den Gewaltfrieden.
Ferner wurde folgende Reſolution Heinrich Schulz eingereicht:
Die revolutionären Umwälzungen der letzten Monate haben

die werbende Kraft des Sozialismus in außerordentlichem Maße
t wie ſich aus den in ſteigenden Mitgliederzahlen derr
ſozialdemokratiſchen Vereine und aus dem ſtarben r bis
her indifſerenter oder ſogar feindlicher Kreiſe für die Gedanken
welt und die politiſchen Aufgaben des Sozialismus ergibt.

Ferner hat der vierjährige Kriegszuſtand und das materiell
o niederdrückende Ergebnis des Krieges für Deutſchland in Ver
bindung mit den verrohenden Wirkungen des Krieges in weiten
Kreiſen eine ſtarke Gegenwirkung erzeugt, die ſich in einem ver-
mehrten und vertieften Bedrüfnis nach läuternder geiſtiger Anre
gung äußert.

Aus dieſen Gründen hält die Konferenz es für eine der dring-
lichſten Aufgaben der Partei, unter Benühzung der vorhandenen
Grundlagen eine umfaſſende und begründete Kultur-
arbeit in die Wege zu leiten: beſonders ſind Agitationsſchriften
und wiſſenſchaftliche Literatur, Zeitungen und r fürBildung und Jugendbewegung durch organiſatoriſche Maßnahmen
und durch innere Beſeelung teils neuzugeſtalten, teils den neuen
Verhältniſſen gemäß auszubauen. Jn geeigneter Weiſe iſt der
reiche Zuſtrom der Kräſte aus dem geiſtigen Leben Deutſchlands
für den n und für die Partei fruchtbar zu machen.

Eine Reſolution DeimsMagdeburg, welche die Einſetzung
weier Kommiſſionen für den Ausbau der Parteiorganiſation, der
arteifinanzen und der Parteipreſſe fordert, ſowie eine Re'olu

tion der Fra.zen auf vermehrte Einſtellung von weiblichen Par
teiſekretären und Ausgeſtaltung der „Gleichheit“ wurden dem

teiausſchuß überwieſen.
Die Konferenz erörterte dunn noch in beſonderer Beratung

die Stellung der Sozialdemokratie zu den Ar-
beiterräten. Das einleitende Referat erſtattete Genoſſe
Scheidemann. Er lehnte alle undemokrat ſchen Forderungen
grundſätzlich ab, erklärte aber, die Regierung wiſſe genau, daß
jetzt nach einem ſo großen revolutionären n

die politiſche Demokratie m eiwen Abſchluß nicht bringen
nne.

der Arbeiterſchaft müſſe auch auf den Produk-tionsprozeß Einfluß eingeräumt werden. Auchwirtſchaftlich müſſe der Einfluß der m ſichergeſtellt
werden, wie er politiſch ſichergeſtellt iſt. Die ierung ſei ſich

dieſer Pflicht durchaus bewußt und die geſetzgeberiſche Formu
lierung ſtehe kurz vor dem re von der mit Recht gehofftwerden könne, za ſie allen billigen Forderungen Rechnung trage.
Was über dieſe Vorlage der Regierung an Forderungen hinaus
eht, ſei mit Demokratie picht mehr in Eintlang zu bringen.
cheidewann äußerte ſich in dieſem Zuſammenhange auch über

die Vorgä in Ungarn. Die bolf wiſtiſche r in Un
rn ſei ein ebnis der imperialiſtiſchen Politik der Entente.
ie Entente ſpiele mit dem Feüer, wenn ſie uns nicht

zald einen Frieden gibt, und zwar einen Frieden auf Grund der Wil
Lrihen Ein zermürbtes Deutſchland, dem man eine

tadt wie
Volſchewismus, den wir ſonſt nicht zu fürchten brauchen. Der
Lotf ewismus in Deutſchland aber bringt ein bolſchewiſtiſches

e Friede, Brot und Arheitsmöglichkeiten
in D jen der Baum, über den der Bolſchewismus nichtSe r Khein und der Kanal er ſeien ſolche

nderniſſe nicht mehr.
entralrat trat für die ſyndikaliſtiſchenm T ſolches Entgegenkommen werde in der

beiter deine Ruhe r Zugeſtändniſſe in der Räte
ntge

Legie n wandte ſichage. di litik des E enkommens Wnnte ſich hier veru t u Diriſgeſtig e

o

Dele

Beilage zur Volksſtimme.
Halle, Dienstag, den 25. März 1918.

der Arbeiterſchaft ſeien die Gewerkſchaften. Die Räte ſeien dafür
nicht geeignet, weil ſie aus Grundlage der Betriebe aufgebaut

en, während eine erfolgreiche Vertretung der Arbeiterintereſſen,
wie die ahrung zeige, nur beruflich erfolgen können. Erkläre
man ſich aber einmal für e des Räte s, dann
müßte man auch den Mut haben, den Räten politi Aufgaben
zuzuweiſen, das ſie wirtſchaftliche Fragen löſen könnten.

Sinzheimer- Frankfurt legt dar, daß die neuzuſchaffenden
Jntereſſenvertretungen nur ein neuer Bau der ſeit langem
derten Arbeitskammern ſeien. Dieſe paritätiſch zuſammen
ten neuen Inſtitutionen könnten ſehr wohl an der Verwaltung
und Geſetzgebung mitwirken. Einmal könnten ihnen eine Rei
von r z wieſen werden, die bisher dieZentralbehörden rein bürokra 51 prrig haben. Sodann könne

man auch, ohne die Demokratie zu verletzen, das Vetorecht mit
u Referendum übertragen.

enoſſe Bauer ſchlug einen Mittelweg ein Die Gewerkſchaf
den ſeien nach wie vor notwendig zur Erreichung möglichſt gün-
ſtiger Lohn- und Arbeitsbedingungen. Die neuen Organe, ganz
8132 wie man ſie nenne, ſollten dann über die J

ieſer wirtſchaftlichen Errungenſchaften wachen. Man müſſe
aber vor der reaktionären Forderung der Schaffung einer Stände-
kammer hüten. Nach weiterer Ausſprache gelangt gegen vier
Stimmen bei einigen Stimmenthaltungen folgende von Fiſcher
und der ſüddeutſchen Delegierten eingebrachte Reſolution zur An-

me:
„Die Konferenz lehnt jede Form der Minbderheits-

her u 7 ft ab und bekennt ſich gemäß dem Erfurter Programm
den Grundſätzen der Demokratie. Sie fordert des

alb, daß das allgemeine, gleiche, geheime und unmittelbare Ver
ltniswahlrecht für alle über 20 Jahre alten Männer und Frauen

ür alle geſetzgebenden und öffentlichen Verwaltungskörperſchaften
n der Verfaſſung feſtgelegt werde. Sie fordert weitere ſchleunige

Maßnahmen zur Demokratiſierung der Verwaltung in Reich,
Staat und Gemeinde. Die e vor allem das Mittel
zur Umwandlung der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft in eine ſozia

ſein. Die Sozialiſierung kann in einem durch mehr
als vier Kriegsjahre verarmten Lande nur ſchritt weiſe
erfolgen, aber ſie muß in den dafür Betriebszweigen,

B. Bergbau, Energieerzeugung, Stickſtoffproduktion und Ver-
ehrsgewerbe, unvperzüglich in Angriff genommen werden. Zur

Mitwirkung an Sozialiſierungsmaßnahmen, zur Kontrolle ſozia-
liſtiſcher Betriebe, zur Ueberwachung der Gütererzeugung und
Verteilung im W Wirtſchaftsleben ſind geſetzlich ge-

ordnete Ar affen. Jnu e n e a z udem zu dieſem Zweck ſchleunic u ſchaffenden
zur z treffen über die
triebs-, Arbe

eſetz ſind Be
ahl und Aufgaben von Be

ter und die bei der Regelung derza meinen Arbeitsverhältniſſe gleichberechtigt mitzuwirken
en.
Es ſind weiter Bezirksarbeiterräte und ein

Reichsarbeiterrat vorzuſehen, die vor dem Erlaß wirt-
ſchaftlicher und ſozialpolitiſcher Geſetze ebenſo wie die Vertretun
gen aller übrigen ſchaffenden Stände gutachtlich zu hören ſind
und ſelbſt Anträge auf Erlaß ſolcher Geſetze ſtellen können. Die
entſprechenden Beſtimmungen ſind in der Verfaſſung der Deutſchen
Republik feſtzulegen.

Zur r der vollen Demokratie in der Ge-n und Verwaltung und zur Durchführung der Soziali-
ierung dedarf es der ſtarken re die er en

Organiſation, die in raſtloſer Arbeit die Maſſen in Stadt
und Land aufrütteln und für die Durchſetzung der ſozialiſtiſchen
Ziele gewinnen muß. Um eine enge Fühlung mit dem arbeiten-
den Volk herzuſtellen, iſt in den Organiſationen das Syſtem der
Betriebsvertrauensleute auszubauen. Zur Belebung der ſozial-
demokratiſchen Organiſations- und Aufklärungsarbeit, zur Werbe-
arbeit für die i ehe eg zur Stärkung der Parteifinanzen
ſoll ſpäteſtens in der Pfingſtwoche ein Parteitag ſtattfinden. Fer
ner ſind ſofort im ganzen Land Kreis- und Bezirkskonfereggzen ab-
e in denen auf enge Fühlungnahme zwiſchen Orks- und

zirksorganiſationen hinzuarbeiten iſt.“

„Der Abſchluß des Krieges ſteht bevor. Deutſchland hat im
Vertrauen auf die in den 14 Punkten Wilſons feſtgelegten Frie-
den2grundſätze die Waffen niedergelegt. Die früheren deutſchen
Machthaber, gegen die allein die Entente nach ihren Erklärungen
den Krieg geführt hat, der Militarismus und die Junkerkaſte,
ſind durch die Revolution hinweggefegt. Die deutſche Republik
wird rin Eckſtein des Weltfriedens ſein. Das deutſche Volk will
einen dauernden Frieden, der alle Völker zur Freundſchaft und
zu gemeinſamer Kulturarbeit vereinigt.

Die am 22. und 23. März tagende Konferenz des Parteivor-e der Kontrollkommiſſion, des Parteiausſcha es und der
ativnalverſammlungsfraktion der Sozialdemokratiſchen Partei

Se erneuvert das programmatiſche Bekenntnis zum
Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker und nimmt dieſes Recht a u ch
n das deutſche Volk in vollem Umfange in

r erheben daher feierlich Einſpruch gegen jede
deutſcher Volksgenoſſen, wie ſie in Poſen und Weſtpreußen, m
dem kerndeutſchen Danzig. in Schleſien, Schleswig-Holſtein, im
Saarrevier und Rheingebiet und in Deutſchöſterreich von feind
licher Seite geplant iſt.

Sie ſich in gleicher 71 gegen jeden Verſuch, durch
unerträgliche materielle Belaſtung das deutſche
Volk für die Dauer in wirtſchaftlicher Sklaverei zu
halten und ſeine Wiederaufrichtung zu behindern. Sie bean
ſprucht für Deutſchland die gleichberechtigte Zugehörig-
keit zum Völkerbund, dem anzugehören das deutſche
Volk durch ſeine Kulturarbeit und ſeinen aufrichtigen Friedens-
willen wohl auch h iſt

Die Sozialdemokratiſche Partei warnt darum mit vollem
Ernſt vor jeder des deutſchen Volkes, und legt
den Schuldigen die volle Verantwortung für die Folgen ihres
Tuns, die daraus entſtehenden Gefahren neuer Kriege und den
drohenden Weltbrand des Bolſchewismus vor der Geſchichte und
vor der Menſchheit auf. Sie ruft das internationale Proletariat
und die u tigen Freiheits- und Friedensfreunde aller Völker,
zumal der feindlichen Völker auf. ihr in dieſem Kampfe für Recht
und Völkerfreiheit und damit für dauernden Weltfrieden feſt zur
Seite zu ſtehen.

Hierauf ſchloß Genoſſe Wels die Konferenz mit dem Hin
weiſe auf die Wichtigkeit der gefaßten Beſchlüſſe. die für den zu
Pfingſten einlich nach Weimar einzuberufenden Par-
teitag wertvolle Grundlagen bieten

nzig und das Saargebiet nimmt, wäre reif für den Halle und ögallrefs.

Halle, 25. März 1919.
Regelung der Arbeitszeit der Angeſtellten während der Zeit

der wirtſchaftlichen Demobilmachung.
Aus dem Mittleren Arbeiterrat wird uns geſchrieben:
Wiederholt wurde in letzter Zeit der Mittlere Arbeiterrat

von Jntereſſenten aus den Kreiſen der Angeſtellten uſw. mit An
fragen beſtürmt, inwieweit kaufmänniſche Angeſtellte
uſw. unter das Achtſtundentaggeſetz fallen. Jn Anbetracht deſſen,

Ferner wurde gegen eine Stimme folgende von Krüger eine
gebrachte Entſchließung angenommen:

3. Jahrgang.
unter dem 18. Märg 1919 erläßt der Reichsminiſter für
ie wirtſchaftliche mobilmachung Koeth eine
erordnung, derzufolge die regelmäßige täg-iche Arbeitszeit a us ſchließlich der Pauſen de

Dauer von acht Stunden nicht überſchreiten darf.
Wenn die Abvweichung hiervon durch Vereinbarung eine Verkür-
zung der Arbeitszeit an Vorabenden der Sonn und Feſttage her-
beigeführt wird, kann der Ausfall der Arbeitsſtunden an dieſen
Tagen auf die übrigen Werktage verteilt werden.

Sofſfern die tägliche Arbeitszeit mehr als ſechs Stunden be
trägt, iſt den Angeſtellten innerhalb der Arbeitszeit
eine mindeſtens bhalbſtündige Pauſe zu ge-
währen. Fällt das Ende der Arbeitszeit in die Zeit nach vier
Uhr nachmittags, L muß die Pauſe für die Angefſtellten, die ihre
Hauptmablzeit außerhalb des der Arbeitsſtätte enthaltenden Ge
bäudes einnehmen, auf mindeſtens ein und eine halbe Stunde
verlängert werden.

„Fach der 7 Arbeitszeit iſt den Angeſtellten eine ununterbrochene Ruhezeit von mindeſtens elf Stun-
den zu gewähren.

Beginn und Endeder Arbeitszeit und der Pauſen
ſind, ſofern keine tarifliche eguung erſolgt iſt, vom Arbeitgeber
im Einverſtändniſſe mit dem Angeſtelltenausſchuß oder, wenn ein
ſolcher nicht beſteht, mit der Angeſtelltenſchaft des Be-
triebes oder des Bureaus entſprechend den Beſtimmungen dieſer
Verordnung für den Geſamtbetrieb oder einzelne Abteilungen ge
ſondert feſtzulegen und durch Aushang bekannt zu machen.

Die Beſtimmungen der S 1 bis 3 finden keine Anwendun
auf Arbeiten, die

1. in Notfällen,
2. im öffentlichen Jntereſſe,
3. zur Verhütung des Verderbens von Waren oder des Mi

lingens von Arbeitserzeugniſſen
unverzüglich vorgenommen werden müſſen.

Arbeitgeber, welche Angeſtellte mit Ueberarbeiten der
in Ziffer 1 bis 3 bezeichneten Art beſchäftigen, ſind verpflichtet.
ein Verzeichnis anzulegen, in welches für jeden Tag, an den Ueber
ſtunden geleiſtet worden iſt, die Zahl der daran beteiligten An-
geſtellten, die Zahl der von ihnen geleiſteten Ueberſtunden und
die Art der vorgenommenen Arbeiten einzutragen ſind. Das Ver-
zeichnis iſt auf Erfordern den zuſtändigen Aufſichtsbeamten jeder-
zeit zur Einſicht vorzulegen.

Durch Tarifvertrag kann eine anderweitige Regelung der Ar
beitszeit und der Ueberſtunden getroffen werden.

Jnsbeſondere kann durch Tarifvertrag vereinbart werden,
daß an die Stelle der achtſtündigen Tagesarbeitszeit die acht-
undvierzigſtündige werktägige Doppelwochenarbeitszeit tritt.

Dieſes dürften die wichtigſten Beſtimmungen aus der im
Reichsgeſetzblatt erſchienenen Verordnung über die kaufmänniſchen
Angeſtellten ſein.

Jndem wir die Jntereſſenten höflichſt erſuchen, dieſe Veſtim
mungen ſtrikte zu beachten. verweiſen wir gleichzeitig noch darauf.
daß der Mittlere nach wie vor bei irgend welchen
Unklarheiten über dieſe rordnung gern zur dieshbezüglichen
Auskunft bereit iſt.

Vollſtändige Aufhebung der Gasſperre.
Durch heutige Bekanntmachung des Vertrauensmannes des

Reichskommiſſars für die Kohlenverteilung wird die Gasſperre
mit Wirkung vom Mittwoch, den 26. März, vollſtändig auf
gehoben. Die Gasentnahme unterliegt infolgedeſſen zeitlich
keiner Beſchränkung mehr. Dagegen bleiben die Verordnungen
und Bekanntmachungen des Reichskommiſſars für die Kohlenver-
teilung bezw. des Vertrauensmannes des Reichskommiſſars bezgl.
der Einſchränkung des Gasverbrauchs unverändert beſtehen, deren
peinlichſte Befolgung den Gasverbrauchern dringend ans Herz
gelegt wird, damit nicht abermalige Sperre notwendig werden.

Die Veerdisung des ermordeten Matroſen s findet,
wie wir erfahren, morgen nachmittag 2 Uhr ſtatt. Die Arbeiter

ſchaft in den meiſten Betrieben hat in geheimer Abſtimmung be-
ſchloſſen, die Arbeit zur Ehrung des ſo meuchlings öteten am
Beerdigungstage ruhen zu laſſen. Auch wir ſind der Anſicht, daß
ein Proteſt gegen ſolche Vorkommniſſe durchaus am Platze iſt.

Die Handelshilfearbeiter in Halle ſind in eine Lohn-
bewegung eingetreten. Eine Verſammlung der Geſchäftsdiener.
Geſchäftskutſcher, Markthelfer uſw. beſchloß dieſer Tage, Forde
rungen an die Arbeitgeber einzureichen. Dieſelben wurden
im einzelnen beraten und wie folgt beſchloſſen: Entlohnung nach
dem Alter der Beſchäftigten in Höhe von 24 bis 75 Mark je
Woche. Außerdem ſoll etwaige dringende Ueberarbeit ſtunden-
weiſe beſonders nit 25 v. H. Aufſchlag bezahlt werden. Die acht-
ſtündige Arbeitszei. ſoll nunmehr ſtreng durchgeführt werden; die
Sonntagsarbeit ſt zu beſeitigen. Rach einjähriger Beſchäftigung
iſt ein Sommerurlagub von mindeſtens ſechs Arbeitstagen unter
Fortzahlung des Lohnes zu gewekren. Alle Kriegs bezw. Teue-
rungszulagen ſollen bei Erpführung der geforderten Löhne in
Wegfall kommen Die Forderungen werden vom Transport-
arbeiterverband denjenigen Arbeitgebern zugeſtellt, deren Arbeiter
es wünſchen. Die Lohtbewegung in Halle ſteht im Zuſammen-
hang mit dem gleichen Vorgehen der Handelshilfsarbeiter in
Verlin, Hamburg und anderen Städten. Soweit es notwendis
iſt, ſoll in den einzelnen Geſchäften die Bewegung mit den kauf-
männiſchen Angeſtellten zuſcmmen durchgeführt werden und alles
rerſucht werden, einen guten Erfolg zu erzielen.

Schulgeldbeihilfen. Der GarniſonSchulausſchuß teilt uns
mit, daß die Schulgeldbeihilfen im allgemeinen nur noch bis
Ende ar d. J gezahlt werden. Noch nicht aus dem Heeres
dienſt Entlaſſenen, beim Oſtheer befindlichen, ſowie denjenigen
Militärperſonen, die ſich in a Lazaretten oder Er

olungsheimen befinden. wird die Schulgeldbeihilfe im Falle dervirftigkeit auch fernerhin gezahlt. Diesbezügl Anträge ſind
unter Vorlegung der Geburtsurkunde bis 3. p l d. in der

eit von 9 Uhr vormittags bis 2 Uhr nachmittags beim iſon
ulausſchuß, Artillerie-Kaſerne, Stahsgebäude, Zimmer 30

perſönlich zu ſtellen. Spätere Anmeldungen können nicht berück
ſichtigt werden. Es wird noch ganz beſonders darauf hingewieſen,
daß jede Entlaſſung aus dem Heeresdienſte dem Garniſon-Schul-
ausſchuß ſofort zu melden iſt da Ueber nungen von Beihilfen
wieder eingezogen werden müſſen.

Die m. in der Juvalidenverſichernung. Eine
begrüßenswerte Neuering hat die Landesverſicherungsanſtalt
Sachſen-Anhalt in Merſeburg eingeführt. Nach S 1250 der Reichs
verſicherungsordnung gehört zu den Bezügen der Hinterbliebenen
auch die „Waiſenausſteuer“. Sie wird dann gewährt, wenn ein
Kind, das Waiſenrente aus der Jnvaliden- und Hinterbliebenen
verſicherung bezieht, das 15. Lebensjahr vollendet und damit die
Waiſenrente entzogen bekommt. Dieſe Waiſenausſteuer wird.
wie alle Bezüge auf Grund der Jnvalidenverſicherung, nur auf
„Antrag“ gewährt. Da aber die Einrichtung ſo ſehr wenig be
kannt iſt, werden entſprechende Anträge nur in ganz geringem
Umfange geſtellt. Jn den letzten drei Jahren wurden bei der
Landesverſicherungsanſtalt Sachſen Anhalt nur je 25, 50 und 101
Anſprüche auf Waiſenausſtener erhoben. wenig.
wenn man bedenkt, daß im Jahre 1917 allein 1372 Waiſenrenten
in Wegfall kamen, weil von dem Rentenempfänger das 15. Lebens
jahr überſchritten wurde. Allerdings wird nicht in allen dieſen

daß dieſe Angelegenheit bis dahin ſtrittig war, dürfte nunmehr
eine Klärung in dieſer Angelegenheit eingetreten ſein, denn

Fällen die Waiſenausſteuer gewährt, nur, wenn die



uns verm Lode des Rannes o ver dis zur Fälligkeit der Wat zen
ausſteuer (alſo bis zur Vollendung des 15. Lebensjahres des
Kindes) den Anſpruch auf Jnvalidenrente erfüllt, das heißt
mindeſtens 200 Beitragsmarken entrichtet hat. Dieſe Voraus-
etzungen werden aber in der Mehrheit der Fälle vorliegen. Dieſe
Vorſchriften zeigen, daß dir ganze Einrichtung recht kompliziert iſt

Um nun die Antragſtellung auf Waiſenausſteuer zu beleben
macht jetzt die Landesverſicherungsanſtalt Sachſen-Anhalt immer
bei dem Wegfall einer Waiſenrente den geſetzlichen Vertreter des
Kindes (Mutter oder Vormund) auf die geſetzlichen Beſtimmungen
und die Anſprüche aufmerkhſam. Selbſtverſtändlich werden darauf
hin auch in der Regel Anträge geſtellt. Jm übrigen darf nie-
mand denken, daß er mit der iſenausſteuer Berge verſetzenkann. Der Dur ſchnittobetrag einer ſolchen (ſie wird nach den
geleiſteten des verſtorbenen Ernährers er iſt
etwa 25 bis 28 Mark. Im allgemeinen wird ſich aus dieſen
niedrigen Beträgen das geringe Jntereſſe an der ganzen Ein
richtung erklären,

Die Hansangeſtelltenordanng für die Provinz Sachſen und
Anhalt, die von der vor mehreren Wochen e eyen
Arbeitsgemeinſchaft der Arbeitgeber und Arbeitnehmer aus der
vauswirtſchaft in der Provinz Sachſen und Anhalt aufgeſtellt
worden ift, iſt jetzt nebſt einem Muſtervertrag für Hausangeſtellte
im Verlage von Albert Rathke, Magdeburg, Breite Weg. er
ſchienen und zum Preiſe von 30 Pf. zu beziehen. Die Verein
zarung, an der die land wirtſchaftlichen Hausfrauenvereine, eine
Reihe ſtädtiſcher Hausfranenvereine und die Verbände der Haus
ingeſtellten beteiligt ſind, enthält allgemeine Beſtimmungen über
die Arbeitszeit, die Pauſen und Freiſtunden, die Unterkunfſt, die
Anregung der Raturalbezüge, rgütung für Ueberſtunden,
Schlichtungsausſchüſſe und n Die Regelung der Arbeits-
bedingungen im einzelnen, insbeſondere Feſtſetzung von Mindeſt-
löhnen, iſt beſonderem Tarifabkommen in den einzelnen Orten
oder Kreiſen vorbehalten.

Ueber die Lage der Echwerkriegsbeſ der
der Fürſorge für ſie herrſchen, wie man uns ſchreibt, vielfach ver
kehrte Meinungen. Es iſt nicht richtig, dieſe te ohne Not an
beſtimmten Stellen anzuſammeln. er ſie noch Familien
pflege heben, iſt es am ſie dort zu laſſen. Wenn möglich,iſt auch die ſhwachſte Kraft einem Beruf zuzuführen, da eine an

gemeſſene Veſchäftigung das Gefühl der Befriedigung weckt und
trübe Gedanken ablenkt Rur diejenigen ſind in Anſtalten
unterzubringen, die keine Familienpflege finden oder durch ihr
Leiden derartig beeinträchtigt find, daß ſie beſonderer Verhält-
niſſe bedürfen. Dahin gehören die Schwergelähmten, Gichtiſchen,
Gequetſchten und dadurch unreinlich Gewordenen. Die Zahl
dieſer Pflegebedürftigen wird mit den Jahren erheblich wachſen,
da die Kriegsſtrapazen und die Unterernährung frühzeitige Greiſe
ſchaffen. Viele Leute werden im Alter von 40—-50 Jahren Er-
ſcheinungen zeigen, wie ſie m nur im hohen Alter zum Vor-
ſchein kommen. Dann werden die r zu Tauſen-
den bei den Anſtalten anklopfen und begehren. Jm
Hinblick darauf wird allenthalben die 8 ung von Fürſorge-
heimen angeſtrebt, damit in der größten Rot keiner der tapferen
Vaterlandsverteidiger ohne Heimat ſei. Das erſte Haus dieſer
Art iſt das Hodenzollernſtift zu Magdeburg-Cracau, das einſt
weilen noch als Lazarett dient, nach Auflöſung desſelben aber
der bezeichneten Aufgabe voll und ganz zugeführt werden ſoll.

Vort über Expreſſionismus. Am Freitag, den 28. März,
indet im Mozartſaal ein Vortrag des bekannten Leipziger Kunſt
ziſtorikers Profeſſor Dr. Wackernagel über den Expreſſionis-
nus in der bildenden Kunſt ſtatt, den der Künſtlerverein auf
dem Pflug veranſtaltet Eintrittskarten ſind bei Heinrich Hothan
in der Gr. Ulrichſtraße zu haben, für Vereinsmitglieder zum
dalben Preis. Näheres in der Anzeige.

Stadttheater. Heute, Dienstag,. abend 7 Uhr wird Roſſinis

ſchädigten und der Art

komiſche Oper „Der Barbier von Sevilla“ wiederholt. Mittwoch
abend 7 Uhr gelangt unter der Spielleitung von Oberſpielleiter
Lheo Modes das Schauſpiel „Gewitter“ von Alexander Zinn zur
Erſtaufführung. Es ſind deſchäftigt die Damen Jonas, Senken
und die Herren Kriwat, Wilcke, Wedding. Schur, Tiedemann und
Jarocki. Donnerstag abend 6 Uhr „Aida“, Freitag „Nur ein
Lraum“, Sonnabend „Undine“. Sonntag nachmittag Volksvor-
dellung „Rengaiſſance“, Sonntag abend „Lohengrin“.

Polizei und Plünderungen.
Uns geht folgende Zuſchrift zu:
Von einigen Führern der nnabhängigen ſozialdemokratiſchen

Partei und auch von anderer Seite iſt behauptet worden, die hier
vorgekommenen Plünderungen ſeien darauf zurückzuführen,
daß die Polizei geſtreiktt hätte. Sie ſagen, der Mob habe
Ausſchreitungen begangen, weil keine Polizei da war. Gewißzätten wir Plandernngen verhüten können, wenn wir die Macht

zazu gehabt dätten. Aber dieſe Macht hatte uns der
frühere hieſige A- und S. -Rat, unter deſſen beſon-
derer Kontrolle wir ſtanden, ſchon ehe es zu den Plünderungen
kam, genommen. Er hat uns durch ſeine Maßnahmen gegen
Verbrecherbanden wehrlos gemacht und zur Ohn-
macht verurteilt. Vom A- und S.-Rat wurde uns uniformierten
Polizeibeamten bei Beginn der Revolution das Tragen von Schuß-
waffen unterſagt Als an Februar der Antrug geſtellt wurde,
uns im Jntereſſe der öffentlichen und eigenen Sicherheit die
Schußwaffen auszuhändigen und tragen zu laſſen, wurde dies
vom Vertreter des A. und S.-Rates mit dem Bemerken abgelehnt,
daß wir ja mit Sicherheitsmannſchaften gemeinſam Dienſt ver-
richteten und dieſe mit Schußwaffen ausgerüſtet ſeien. Bemerkt
ſei dazu noch, daß uns das Recht Schußwaffen zu führen, unterm
ſ3. Januar 1918 geſetzlich zuerkannt worden iſt. Wie ſollte da
ein nur mit dem Seitengewehr bewaffneter Polizeibeamter gegen
die Plünderer, die vielfach unter dem Schutze von mit Ge-
vehren und Handgranaten ausgerüſteten Sicherheitsmannſchaften
ind Zivilperſonen arbeiteten, einſchreiten? Wir mußten es unstefallen laſſen, daß uns vor Antritt des Dienſtes die Sicherheits-
mannſchaften körperlich daraufhin unterſuchten, ob wir etwa
Schußwaffen mit zum Patrouillendienſte nahmen. Die dama-
ligen Sicherheitsmannſchaften behaupteten, ſie hätten Befehl zu
iner ſolchen e erhalten. Vom S.-Rat wurde auf Be-
chwerde hin mitgeteilt, daß ein ſolcher Befehl nicht ergangen ſei.
Weiter haben wir, weil wir uns verletzt fühlten, dagegen pro-
teſtiert, daß wir mit ſolchen Sicherheitsmannſchaften,
die vielfach wegen Eigentumsvergehen und Rohheitsdelikten
vorbeſtraft waren, gemeinſam auf der Straße Dienſt tun
ſollten. Unſere Dienſtbehörde hat dies auch an zuſtändiger Stelle
Lorgebracht, trotzdem wurden dieſe anrüchigen Mannſchaften nicht
aus dem Sicherheitsdienſte herausgezogen. Of: mußten wir uns
von dieſen n e e gefallen laſſen, daß ſie bei

runſerem pflichtgemäßen und chtsvollſten Einſchreiten für das
Publikum und gegen uns rtei nahmen, ja uns ſogar
an der rechtmäßigen Ausübung unſeres Dienſtes hinderten.
Mitglieder des S.-Rates ſpielten ſich öfters uns gegenüber als
Vorgeſetzte auf und eigneten ſich Machtbefugniſſe an, die ihnen
gar nicht zukamen. Es war ſoweit gekommen, daß ſich faſt keiner
non uns mehr wagte, gegen Gef übertretungen auf der Straße
einzuſchreiten, weil er dann vom Pöbel beläſtigt, daran gehindert
ind oft auch tätlich angegriffen wurde.

War es uns da zu verdenken. daß wir uns an dem Bürger-
breit beteiligten, der ſich gegen den Terror richtete, der
on der nnabhängigen ſozialdemokratiſchen Seite ausging und
unter dem wohl keine andere Beamtenkategorie ſo zu leiden ge
jabt hatte, als gerade die lizei. Wir wollten und mußten
)icſem Terror durch unſeren Streit mit ſprengen helfen.

Ein ſichtbares Aufatmen ging dann auch durch uns, als wie
der geordnete Verhältniſſe eintraten.der geordnete gari ntraten. Sefort ben wir
uns dann auch wieder in der Allgemeinheit geſtellt
und den unter den jetzigen Verhältniſſen gewiß nicht leichten
Dienſt als der Aktiogsausſchuß des Bürgerſtreiks
den Streit für deendet erklärte und wir wieder Schußwaffen

Wirt wonnen auch weiterhin im Jntereſſe der öffentlichen Ord-
nung, Ruhe und Sicherheit unſeren Dienſt getreulich erfüllen und
mit den ordnungeliebenden Einwohnern der Stadt in gutem Ein-
vernehmen leben. Wir ſind keineswegs realtionär geſinnt, haben
die neue Zeit verſtanden und ſind froh, von manchem Joche be
freil zu ſein, das auch uns drückte.

Der Beamtenausſchuß der Polizei-Exekutivbeamten der
Stadt Halle.

Ammendorſf. Gemeindevertretung. Am Mittwoch,
den 16. März fand die erſte Sitzung der neugewählten Gemeinde
vertretung im e der Gemeindeverwaltung ſtatt. Die
Gemeindevertretung beſteht außer dem Gemeindevorſteher und
den vier Schöffen aus 13 Vertretern der U. S. P., 2 Vertretern
der alten ſozialdemokratiſchen Partei, 2 Vertretern der demotr.
Partei und 1 dn. Vertreter. Der Hauptteil der Beratungen war
die Feſtſtellung des Haushaltungsplanes für 1919 nebſt e
hörigen Anträgen der Gemeindebegmten und Lehrer. er
52 Seiten ſtarke, gedruckt vorliegende Haushaltungsplan wird mit
einigen Aenderungen n en Der Beitrag zu den Synodal-koſten und die Gemeinde v en zu den Kirchenlaſten wurde ge

b u. der Betrag dem Schuletat überwieſen; dementſprechend
ie Zuſchüſſe von der Kirchenkaſſe nicht vereinnahmt. Dem An-

trage der Gemeindebeamten, die Mietsentſchädigung auf 600 Mk.
t 900 r zu erhöhen, wurde entſprochen. Dieriegsjahre ſollen den Gemeindebeamten bei. der Penſionierung
doppelt angerechnet werden. Ueler die Koſten für den Arbeiter-
rat ſoll nach dem 8. April boraten werden, weil erſt nach den
Entſcheidungen des Rätelongreſſes in Berlin Klarheit über dieſe
Frage geſchaffen iſt. Ein im Jahre 1910 geſtellter Antrag der
Lehrperſonen auf Zahlung von Prizzulags wurde ſ. Zt. von der
Gemeindevertretung angenommen, aber von der Kgl, Regierung
in Merſeburg aus nicht ſtichhaltigen Gründen abgelehnt, einer
erneuten Eingabe wurde diesſeits wieder r in der Hoff-
nung auf Zuſtimmung der neuen Regierung. ie Teuerungs-
zulagen der Gemeindébeamten wurden den geſetzlichen Beſtim-
mungen entſprechend erhöht. Um den Dienſtbetrieb zu erleich-
tern, ſoll in der Schule ein Telephon angelegt werden. Die Be-
träge für Lehrerbibliothek, Lehr- und Lernmittel ſind weſentlich
erhöht; auch iſt ein entſprechender Betrag zur Errichtung einerGrundfſchultkaſſe (Anfang zur Einheitsſchule) eingeſetzt. Ein An-
trag der Allgem. Elettr. Geſellſchaft auf Erhöhung des Strom-

re wurde bis auf Einſicht einer Selbſtkoſtenberechnung des
Ferkes vertagt. Die Neuwehl der Kommiſſionsmitglieder ge
ah durch Zuruf und erledigte ſich zur all'eitigen Zufriedenheit.

Die ſechsſtündige, anregende Sitzung machte den Eindruck, daß alle
Mitglieder bemüht waren, Gutes für die Gemeinde zu ſchaffen,
ſie kann deshalb als ein guter Anfang gelten.

Aus del Prbpin;.
Die Schöffen und die 6ozialdemokratie in den

Landgemeinden.
Jn einer großen Anzahl Landgemeinden haben die Wahlen

u den Gemeindevertretungen ſozialdemokratiſche Mehrheiten ge-
racht. Die Gemeinden wollen alſo, daß die Forderungen der

Sozialdemokratie zur Durchführung kommen.
Nach der Landgemeindeordnung die die verfaſſungsrecht-

liche Grundlage der Landgemeinde bildet wird die Gemeinde-
vertretung durch die Gemeindevertreter und den Gemeindevorſtand

Vorſteher und mindeſtens zwei Schöffen dargeſtellt. Die
Zahl der Gemeinderertreter muß mindeſtens dreimal ſo groß ſein,
als Gemeindevorſteher und Schöffen zuſammen zählen. Wird alſo
der Gemeindevorſtand aus Vorſteher und zwei Schöffen gebildet,
ſo muß die Zahl der Gemeindevertreter mindeſtens neun betragen.

Gemeindevorſteher und Schöffen ſind noch von den alten Ge-
meindevertretungen, die auf Grund des alten Dreiklaſſenwahl-
ſyſtems gewählt waren, beſtimmt worden. Sie ſind daher mehr
oder weniger der Ausdruck des Willens einer Minderheit der Ge
meinden, deren Macht mit Recht durch die politiſche Umwälzung
gebrochen wurde. Dieſen Vertretern des alten Syſtems ſtehen
neun Vertreter gegenüber, die auf Grund des allgemeinen, glei-
chen Wahlrechts gewählt ſind. Hat die Sozialdemotratie ſechs
Sitze der vorhandenen neun erobert, will alſo eine Zweidrittel-
mehrheit der Gemeinde. daß den Forderungen der Sozialdemo-
kratie Rechnung getragen wird ſo iſt das nicht möglich, da ſich
ſechs Vertreter des neuen ſechs Vertreter des alten Sqyſtems gegen
überſteſen. Ein fruchtbringendes Arbeiten wird unmöglich ge-
macht. Das Verhöltnis wird natürlich dann noch mehr zugunſtender Vertreter des alten Syſtems verſchoben, wenn die Soriar

demokraten nicht Zweidrittel-, ſondern kleinere Mehrheiten auf-
weiſen. Der Wille der Gemeinde kommt alſo durch die Gemeinde
vertretungen nicht zum Ausdruck. Jetzt ſollen die Wahlen zu
den Kreistagen vorgenommen werden. Wahlkörper und damit
die Grundlage ſind wiederum die Gemeindevertretungen. Die
Folge iſt, daß nicht Verterter der neuen, ſondern ſolche der altenAnſcharung gewählt werden Jn Wahlverbänden der Land-
gemeinden, die drei Abgeordnete zu wählen haben, iſt die Wahl
allerdings unmittelbar; doch trifft dies ja nicht für die Land
gemeinden zu, auf welche ein Abgeordneter entfällt.

Eine Aenderung dieſes Zuſtandes wäre möglich, wenn die
Schöffen ihre Mandate zur Verfügung ſtellen würden,
damit eine Neuwahl vorgenommen werden kann. Doch haben
die Schöffen der Landgemeinden nicht immer das politiſche
Taktgeſühl, das die Vorausſetzung dazu bildet.
Gemeindevertretung dazu aufſchwingen, die Zahl der Gemeinde
vertreter zu erhöhen ſo wäre damit in vielen Fällen eine Ver
ſchiebung der Kräfteverhältniſſe zu erreichen. Doch auch hier iſt
ſie Richter in eigener Sache.

Abhilfe kann nur erzielt werden, wenn die preußiſche
Nationalverſammlung ſo ſchrell wie möglich ein Geſetz macht,
das unter anderm eine ſofortige Neuwahl der
Ge meindevorſtände vorſchreibt. Wird dieſer Forde-
rung nicht bald Rechnung getragen, dann bleibt den Land
gomeinden nicht viel von den Ercungenſchaften der politiſchen
Umwälzung. Daß daher in dieſer Beziehung ſchnelle Arbeit ge-
leiſtet wird, iſt Aufgabe unſerer in die preußiſche Nationalver-
ſammlung entſandten Abgeordneten.

Bis dahin dürfen unſere Vertreter in den Gemeindever-
tretungen kein Mittel unverſucht laſſen, auch auf der beſtehenden
Grundlage unſern Forderungen Nachdruck zu verſchaffen.

Zeiz. Stadtverordneten wahlen. Verteilung der
Sitze: S. P. D. 2 Sitze, U. S. P. D. 21, Bürgerliche 19 Sitze.

Hohenmölſen. Am Mitwoch. den 19. März tagte zum erſtenMale die neue Stadtoertretung Reben 7 Zurverit en zogen
11 Sozialdemokraten und zwar 9 Anhänger der U. S. P. D. und 2
der alten Partei in das Stadtparlament ein. Herr Bürger-
meiſter Ro ſe begrüßte im Namen des Magiſtrats die neue Stadt-
vertretung. Er wies auf die ſchwere Zeit hin, welche für
Deutſchland durch den verloren gegangenen Krieg hereingedrochen
fei. Von dem Wohlergehen des Reiches däuge r t zum

Ermindeſten das Wohlergehen der Gemeinden a rüßte die
durch das Vertrauen der r gewählten neuen Vertreter
der Stadt. Neben den neuen ſeien auch alte wieder mit einge-
zogen. Zum erſten Male befinde ſich auch in der Mitte eine Frau
als Vertreterin eines Geſchlechts, das zum Ausgleich ſozialer
Fragen berufen ſein ſoll Viele Aufgaben ſeien zu erfüllen.
Große Sorge mache die ſich immer mehr bemerkbar machende
Wohnungsnot. Die Stadt ſei der Kleinſiedelun r derProvinz Sachen mit einem Anteil von 20 000 Mat beigetreten.
Vuch der Gewerbeſtand muſſe ein reges Intereſſe an dem Blühen
und Gedeihen dec Stadt haben s ſei notwendig, alle Vor
lagen geren zu prüfen und der Stadt nur da neue Laſten
aufzuer

Kann ſich die.
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zlich Wihtommen zu mit dem Wunſche, daß die Tätigkert zum
egen der Stadt und r rer h ſelbſt Chu2un möge

Das äkteſte Mitgl rſammlung, Stadtv. Lehmann über
nimmt hierauf den Voerſitz. Derſelbe geht ſogleich Zu Erledigung
der Ta rdnung über. Bei der Wahl des Vorſtehers, desSchrift rer und deren Stellvertreter tritteder Stadtv. Mende
warm für die Wiederwahl des bisherigen Vorſtehers Lehmann
ein, während von der anderen Seite der Stadtv. Keil in Vor-
ſchlag gebracht wird. Mende verſpricht ſich von einer Wieder-
wahl ein ſchnelleres Arbeiten, weil dieſer in die ganze Materie
ſchon eingearbeitet ſei. Es genüge richt nur die Verſammiung zu
eröffnen, ſondern das Amt uls Vorſteher ſetze auch eine gewiſſe
Kennmis und insbeſondere der Beſtimmungen der Städtevrdnung
voraus. Die darau? eriolgt Wahl ergab von 18 abgegebenen
Stimmzetteln 10 Stimmen für Keil und 7 Stimmen für Leh.
mann, 1 Zettel war unbeichrieden Stadtv. Keil war ſomit zum
Vorſteher gewählt Der neue Vorſteher ging ohne irgend welche
Antrittorede in Erlediqung der Tagesordnung weiter um
Vorſteher-Stellvertreier wurde auf Vorſchlag Stadtv. Schu
mann der Stadtv. Haupt mit 10 Stimmen gewählt. ungültig
waren 3 Zettel. Bei die Wahl des Schriftführers beantragt der
Stadtv. Mende, daß das Amt nicht mehr von einem Magtſtrats-
beamten, ſondern von einem Mitgliede der Stadtverordneten
verſammlung auszuüben iſt. Gewählt wird hierzu Stadtv.
Eichner mit 17 Stimmen. Als Stellvertreter wird Stadtv Bött-
cher mit 14 Stimmen gewählt. Die Wahlen zu den Geſchäfts
deputationen haben auf Grund der Beſtimmungen eines unterm
2. Januar 1886 erlaſſenen und vom Bezirksaus ſchuß genehmigten
Ortsſtatuts zu erfolgen. Jn die Armentommiſſien wird Stadtv.
Frau Loth an Stelle des Stadtv. welcher freiwillig
zurücktritt, beordert. Zu den bereits beſtehenden Bezirksarmen,
pflegern werden auf Antrag des Stadtr. Eichner noch 3 Frauen
und zwar Frau Marie Keil, Marie Gruner und Anna Härtel
beſtimmt. Die Baukommiſſion wird durch Wahl des Stadtv.
Nötzel und Härtel ergänzt. Weiter werden als Mitglieder der

lurkommiſſion werden neben Reinichen und Neidel noch Karl
ranz beſtimmt. An Stelle des aus der Friedhofskommiſſion

ausgeſchiedenen Herrn Vorwecgt wird Stadtv. Vohle gewählt.
Weiter werden in die Geſundheitskommiſſion die Stadtv. Kellcu
mann und Frau Loth gewählt, während ein Fortbeſtehen der
Einquartierungslom miſſion nicht mehr für notwendig erachtetwird. Neuwahlen werden daher nicht vorgenommen. Zum Mit-

gliede der Kaſſen kommiſſion und Sparkaſſenkuratoriums werden
an Stelle des ausgeſchiedegen Herrn Finſterwalder die Stadtv.
Eichner und Mende rorgeſchlachan. Gewählt wird 11 gegen 7
Stimmen Eichner. Jn die Waſſerwerkstommiſſion werden die
Stadto Rob. Fiſcher, Rötzel und Kellermann und in die
Elektrizitätswerts!ommiſſion ſchließlich die Stadtv. Wilh. Fiſcher
und Mende gewählt Der 5. Tagesordrungspuntt: Wahl eines
Schiedsmannes und deſſen Steillvertreters fand dahingehend ſeine
Erledigung, daß die bisher fungierten Herren und zwar Her-
mann als Schiedsrichter und Tierarzt Haaſe als Stell-
vertreter wieder gewahlt wurden. Damit war die Tagesordnung
erſchöpft und die erſte Stadtverordnetenverſammlung hatte ihr
Ende erreicht.

Pollyben. Hier fand die Einführung und erſte Sitzung der
Stadtverordnetenverſammlung ſtatt, die ſich aus 7 Unabhängigen,
2 Demokraten, 1 Mehrheitsſozialiſten und 1 Deutſchnationalen
zuſammenſetzt.

Bockwitz.
liederverſammlung des Ortsvereins der S. P. D. ſtatt, welcheſehr gut beſucht war. Zu Punkt Arbeiterrats- Wahlen begründete

der Vorſitzende den Zweck der Wahlen und machte den Vorſchlag,
eine gemeinſame Liſte mit der U. S. P. und Veamten und Ange-
ſtellten aufzuſtellen. Von der U. S. P. ſollen zwei, von der alten
Partei zwei und den Beamten ein Vertreter aufgrſtellt werden.
Dieſer Vorſchlag wurde einſtimmig angenommen. Demzufolge
kommt die Wahl am Sonntag in Wegfall! Gewählt wurde
unſererſeits Genoſſe R. Schullez und E. Koſtran. Es wurde noch
darauf aufmerkſam gemacht, daß die Vereins-Bibliothet jeden
Sonntag von 10--12 Uhr vormittags bei Gabriel geöffnet iſt und
den Genoſſen empfohlen, davon reichlich Gebrauch zu machen.

Kurze Nachrichten. Jn Weißenfels kam ein Rangierer
zwiſchen die Puffer zweier Waggons und ſtarb an den Verietzungen

Jn Sangerhauſen wurde auf dem Bahnhofe einem Schleich
händler das Handwerk gelegt. der mit Erbſen zwiſchen Halle und
Sangerhauſen handelte. Ebenſo ian es in Wittenberg
einen jungen Mann zu verhaften, der größere Fleiſchmengen nach
Leipz'g verſchieben wollte. Jn Blankenburg entgleiſte ein
Perſonenzug, wobei der Hilfsbremſer Kolle ums Leben kam. Lo-
komotivſührer und Heizer wurden leicht verletzt. Der Gemeinde
rat von Sonneberg ſtellte zur Beſchaffung weiterer Notwoh-
nungen 10 000 Mark und zu RNotſtandsarbeiten 193 000 Mark zur
Verfügung.

Am Donnerstag. den 20. März fand eine Mit-
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öbziules.

Hauswirtſchaftskurſe für erwerbsloſe Frauen hat die Stadt
Bielefeld eingerichtet, in denen 24 Frauen täglich 7 Stunden be
ſchäftigt werden. Der Unterricht erſtreckt ſich auf Hauswirtſchaft,
Säuglingspflege und Näh- und Ausbeſſerungsarbeit und dauert
ſechs Wochen. Jn der Stadt laufen 4 Parallelkurſe nebenein-
ander. Außerdem werden 6 Kurſe im Landkreis gehalten.
Jn Karlsruhe meldeten ſich zur Teilnahme an hausvwitt-
ſchaftl chen Kurſen 200 Frauen und Mädchen. Jn Kaſſel ſind
ſchon 12 Kurſe mit 212 Teilnehmerinnen abgehalten worden.

J

Volksbildung
Der Deutſche Arbeiter-Stenotachygraphenverband hat mit

dem Allg. deutſchen Stenotachygtaphenverbande vereinbart daß
letzterer überall Arbeiter Unterrichtskurſe und -Vereine einrichten
wird, wo noch keine ſolchen beſtehen er Arbeiterbund hat ſichu Gegenleiſtungen verpflichtet. Lernluſtige, die einem Arbeiter

tenotachrgraphenkurfe oder -Vereine beitreten wollen, können
ihre Adreſſe einſenden für Halle und für Sachſen, Thüringen und
Anhalt an Herrn Franz e Torgau. Breite Straße 11, für
das übrige Deutſchland an Herrn C. L. Klubeſcheidt, Jöhſtadt
im Erzgebirge.

m uMagdeburgischespionſer-Bataiſſon 4.
Freiwillige

Pioniere, Scheinwerſer und AMinenwerfer wer
gelobt, dass er sich als tapferer. ehrhebender Soldat
verhaiten, der Verteigung ves deutschen Reiches und
des Heimalsstaates, zu jeder Zeit. an jedem Ort. seine
ganze Kraſt widmen. die vom Volk eingeseizie Regie-
rung schützen und seinen Vorgeseizten Gehorsam
leisten will, der melde sich. Kinstellung von Unter-
oftizieren und Mannschaſten aller Janrgänge. die min-
destens 6 Monate Hienstzeit hatten. sofort

Bedingungen, ind die bakannten Bed ngungen fur
Freiwiliige.

Meld heim Pionier-Batalllon Nr. 4, Mag-
oder m wüegen, wo es unbedingt notwendig und angebracht iſt. dedurg.Herr Bürgermeiſter Ro verpflichtet dann jeden einzelnen Stadt stänoigen 2591

verordneten durch Handſchlag und ruft denſelben nochmals ein
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